
ITTEILUNGS-BLATT 

DES lÜDISCHEN VOLKSRATS POSEN 


ZWANGLOS ERSCHEINENDE HEFTE 


Adresse der Redaktion: 

Posen Berlinerstr. 5^1 Illlilliilillllilllillillllllli 

1 VI Verlag und Expedition: 

Fernsprecher Nr. 1736. jODlSCHER VOLKSRATROSEN. 


Büro des jüdischen Volksrats: 

Posen, Berlinerstr. 5^1 
Fernsprecher Nr. 1736. 


Nummer 4/5. 


POSEN, Mäi/luni 1919 = 5679 Ijar/Siwan. 


1. Jahrgang. 


Nachdruck sämtlicher Aufsä^e nur mit Quellenangabe gestattet. 


Nationalismus und Assimilation. 


Wodurch ist der jüdische Nationalismus ausge¬ 
zeichnet vor dem Nationalismus der anderen Völker? 
Diese inhaltsschwere und bedeutungsvolle Frage kann 
gerade je^t nicht laut und vernehmlich genug er¬ 
örtert werden. Die Frage stellen, heisst schon, sich 
klar dazu bekennen, dass die Bedeutung des Wortes 
„national* in der Zusammense^ung „jüdisch-nationar^ 
eine wesentlich andere ist, als in der Zusammen- 
se^ung mit anderen Volksnamen. Das jüdische Volk 
hat nicht den Ehrgeiz, in den Wettkampf der anderen 
Völker um politische Macht und Geltung einzutreten, 
es wird sich nie den Kopf darüber zerbrechen, ob 
es eine Macht ersten oder xten Grades ist, das jü¬ 
dische Volk kennt keinen Imperialismus, wesensfremd 
ist ihm auch jeder Chauvinismus, es strebt nicht da¬ 
nach, andere Völker zu unterdrücken und über sie 
zu herrschen. Das jüdische Volk lehnt es ab, andere 
Völker wirtschaftlich zu boykottieren, es zwängt seine 
Kultur andern Völkern nidit auf, es blickt nicht auf 
andere Völker herab und hält sie für inferior, es 
predigt nicht Hass und Leidenschaftlichkeit gegen 
andere Völker, es ist ein Fejpd des Militarismus und 
des Krieges. Das jüdische Volk, dessen Einheit auch 
durch die kühnsten dialektischen Kunststückchen west¬ 
europäischer Geheimräte oder Geheimratsaspiranten 
nicht wegdisputiert werden kann, dessen Einheit erst 
vor wenigen Wochen von der Berner Völkerbunds¬ 
konferenz feierlich anerkannt worden ist, beansprucht 
für sich lediglich, in gesicherter Freiheit so zu leben, 
wie es seine Eigenart erfordert. Und da das jü¬ 
dische Volk nicht das Glück hat und leider in ab¬ 
sehbarer Zeit nicht das Glück haben wird, auch eine 
territoriale Einheit für alle seine Volksgenossen zu 
bilden, so fordert es für jeden Volkssplitter das Recht 
auf freie Entwickelung gemäss seiner Eigenart, ln 
dem Bekenntnis und in dem Willen zur Einheit, in 
dem Bewusstsein der — nicht nur religiösen — 
Eigenart und in dem Willen zur Erhaltung dieser 
Eigenart, in dem Bewusstsein gemeinsamer Geschichte 
und gemeinsamen Schicksals, endlich in der Liebe zu 
Palästina, der gemeinschaftlidien Heimstätte und dem 
künftigen geistigen Regulator der gesamten Juden- 
heit, darin liegt der wesentlichste Inhalt des jüdischen 
Nationalismus. „Sieht das nach Herrschsucht aus?" 


Gewiss liegt in dem Ausdruck „national", wenn man 
•beispielsweise an den Vorstellungskreis denkt, der 
sich mit dem Worte „deutsch-national" verbindet, 
die Gefahr missverständlicher Auslegung. Unbefan¬ 
gene und wohlwollende Beurteiler aber haben uns 
immer recht verstanden. Wenn sich schliesslich doch 
Missverständnisse gezeigt haben, so ist das — wie die 
Erfahrung immer wieder zeigt — meist nicht etwa 
dem mangelnden Verständnis unserer nichtjüdischen 
und jüdisc4ien Mitbürger zu verdanken, sondern den 
unverantwortlichen Treibereien unserer jüdischen 
Gegner, die ihre giftigen Pfeile gegen den jüdischen 
Nationalismus gewohnheitsmässig stets dem Köcher 
entnehmen, dessen Pfeile gegen das nationalistische 
Treiben nichtjüdischer Gruppen zu richten wären. 
Sie erreichen damit — das muss offen zugestanden wer'- 
den — eine gewisse Verwirrung freiheitlich gesinnter 
Kreise, denen das Wort „national" — im landläufi¬ 
gen Sinne verstanden, insbesondere in der Ver¬ 
bindung „deutscfi-national" ^— abgesehen von all¬ 
gemeinen politischen Gründen schon wegen seiner 
häufigen Identität mit judenfeindlicher Gesinnung 
ein Greuel ist. Wenn der Führer unserer jüdischen 
Gegner, Geheimrat Fuchs, in einem der lebten 
„Neuen Jüdischen Monatshefte" predigt, dass der¬ 
jenige den Begriff des Judentums nicht voll erfasse, 
der aus dem Judentum ein „Wald* und Wiesenvolk, 
ein nach völkischer Macht strebendes, chauvinistisches, 
imperialistis^es, von Volksleidenschaften getriebenes 
Volk macht", so kann man nur jede Silbe unter¬ 
schreiben. Mit unbestreitbarem Recht weist Fuchs 
darauf hin, dass wir das jüdische Volk nicht in die 
Völker einreihen sollen, die heute um die Macht 
l^ämpfen, und weit entfernt sind von dem Ziele des 
Völkerfriedens und Völkerbundes. Aber Fuchs kämpft, 
wie mir scheint, gegen Windmühlen. Seine Pfeile 
treffen nicht den wohlverstandenen jüdischen Natio¬ 
nalismus. Und selbst wenn solche chauvinistisdi- 
imperialistisch-militaristischen Ideen als Crscheinungs- 
formen einer unglücklichen und absdireckenden As¬ 
similation in jüdischen Köpfen auftaudien sollten, so 
könnten sie dodi allenfalls nur Bezug haben — sit 

errichtende jüdische 
Palästina. Niemand aber wird so naiv sein, anzu- 
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nehmen, daß ein anderes Volk unter fich eine jü- 
difche Minorität mit derartig unfmnigen, Souveräni- 
tätsredite vorausfe^enden Zielen — einen Staat im 
Staate — dulden wird. 

Gerade aus diefer felbftverftändlidien Feftftellung 
heraus ift der heftige Sturm unbegreiflich, der neuer^ 
dings durch den Blätterwald der polnifchen Preffe 
gegen die jüdifchen Nationaliften peitfcht. Nicht nur 
die führenden Blätter aus Posen-Stadt, sondern bei-' 
fpielsweife auch die ,Gazeta Grudziqdzka' vom 21. 
März 1919, fchütten ihren grimmigen Haß in um- 
faffenden Auffä^en über die nationalen Beftrebungen 
der Juden in Polen aus. Allem aber fe^t die Krone 
auf ein Auffa^ des konfervativen ,Dziennik Poznanski' 
vom 26. April 1919, betitelt „Die Juden“. Was darin 
an Haß und Befchimpfungen gegen die Juden im 
allgemeinen und gegen die nationalgefinnten Juden 
im befonderen zufammengetragen ift, hätte felbh in 
den Zeiten finfterfter Reaktion Befremden erregt, 
als die ganz fchüchternen Sonnenftrahlen eines aus 
fehr weiter Ferne herannahenden Völkerfrühlings 
noch nicht durch die dicken Nebelfchwaden des un¬ 
bändigen Völkerhaffes hindurchzudringen begannen. 
Soweit geht der Verfalfer in feinem Kampfgefchrei 
gegen die Juden, daß er Tagt, man fei verflicht, Ka- 
fimir dem Großen den Ehrentitel „des Großen“ 
abzufprechen, weil er die Juden in Polen habe ein¬ 
wandern lalfen. 

Den Ausgangspunkt des Angriffs bildet die Fefl- 
üellung, daß die Juden überall Kulturpioniere des 
Deutfditums feien und vor allem in Polen, wo sie 
in Maffen wohnten, als Träger deutfcher Kultur gelten, 
und als folche gefürchtet und bekämpft werden 
müßten. Die Volksfprache der polnifchen Juden, das 
Jiddifche, fei in Wirklichkeit fchlechtes Deutfdi. ln 
keiner Beziehung hätten lieh die Juden der polnifchen 
Volksfeele; angeglichen. „Unfere Sorgen und Freuden 
kümmern fie nichts, unfere Beftrebungen waren ihnen 
entweder gleichgültig, oder fie verhalten fich ihnen 
gegenüber feindfelig. Kaum ein geringer Teil von 
ihnen hält fich für Polen mofaifchen Bekenntnilfes.“ 
Das politifche Ziel des Auffa^es ift die Forderung 
der Äffimilation der Juden in Polen. Wenn die 
Juden fich theorethifch als Volk betrachteten, fo fei 
dagegen nichts einzuwenden, aber man müffe es fich 
verbitten, daß fie daraus praktifche Konfequenzen 
zögen. Die Juden, deren einziger gemeinfamer Be- 
fi^ ein Streifen Landes in Paläftina fei, deren ein¬ 
ziges gemeinfames Merkmal abgefehen von phyfio- 
logifchen Befonderheiten die Gemeinfamkeit einer 
ausgefprochenen nationaliftifchen Religion fei, die 
Juden, die zwar ein Stamm, eine Ralfe, aber kein 
Volk feien, dürften nicht die Dreiftigkeit haben, für 
fich nationale Rechte zu beanfpruchen. Sie hätten 
fich zu alfimilieren und Polen mofaifchen Bekennt- 
niffes zu werden, als folchen würde man ihnen die 
Gleichberechtigung niemals vertagen. — ln dasfelbe 
Horn bläft der Verfalfer de» Auffa^es „Unter Anti- 
fernitismus“ im ,Dziennik Poznansk“ vom 3. Mai 1919 
fowie des ,Kur{er Poznansk“ vom 8. Mai 1919. Auch 
hier wird das Heil in den Polen mofaifchen Be- 
kenntniffes gefehen. 

Wenn auch die erwähnten Auffä^e nicht offiziellen 
oder offiziöfen Urfprungs find, fo bleiben fie doch 
nichtsdeftoweniger fchon deshalb höchft beachtens¬ 


wert, weil eine führende Zeitung ihnen Aufnahme 
gewährt hat und fie billigt, und weil jene Irrigen 
Gedankengänge mit ihrer Alfimilationsforderung 
weiten polnifchen Kreifen plaufibel erfcheinen mögen. 

Der Begriff der Alfimilation ift an fich mehrdeutig, 
im l^orliegenden Falle aber klar. Gewünfcht wird 
von den Juden Polens zunächft nicht die reftlofe 
Alfimilation bis zur Taufe und Mifchehe, anderfeits 
ift auch nicht bloß die zivilifatorifche Alfimilation durch 
Angleichung in Kleidung, äußeren Formen u. f w. 
gemeint, wogegen ja Bedenken nicht zu erheben 
wären. Nein, die Axt foll an die Wurzel des Juden¬ 
tums gelegt werden ! Die Juden in Polen tollen das 
Bewußtfein der Einheit des Gefamtjudentums in fich 
zerftören, fie tollen das Streben nach einer einheit- 
lidien Organifation ablegen, vernichtet werden foH 
das Bewußtfein der Eigenart, und der Wille, fie als 
gleichberechtigten Kulturfaktor zu erhalten und zu 
pflegen. Kulturnivellierung, Unterdrückung des Volks¬ 
individualismus tollen die Leitfterne des neugeeinten 
Polens werden, tro^dem doch die Crhaltung des 
polnifchen Volkes bisher gerade auf die Verneinung 
diefer Prinzipien einer Talmiftaatskunft gegründet war. 
Uebrig bleiben foll vom polnifchen Judentume — 
nach gewiffen wefteuropäifchen Muftern — eine ab- 
ftrakte, blutleere Religion, ein allmählich ,dem libe¬ 
ralen Chriftentum bis zur Ununterfclieidbarkeit an¬ 
geglichener Mofaismus. Und dann, wenn diefes 
hehre Ziel erreicht ift, dann ^ find nicht etwa die 
Unterfchiede tot, nein, dann zeigt fich erft, daß der 
Verräter feiner Volkskultur um den Sündenlohn ge¬ 
prellt ift, denn dann entfcheidet die herrlchende Na¬ 
tion nach willkürlichem Belieben, ob fie die Juden 
in dem einen Falle als Volksfremde, im andern Falle 
als Volksgenoffen anfehen will, dann entdeckt die 
herrfchende Nation auf einmal die Einheit und So¬ 
lidarität der Juden und rechnet insbefondere nach wie 
vor unbequeme Anfichten und Taten eines einzelnen der 
Gefamtheit zu. Mögen die Trozki, Eisner, Kun jede 
Gemeinfchaft mit dem Judentum noch fo weit von 
fich weifen, ihre Taten werden der jüdifchen Ge¬ 
meinfchaft zugerechnet. Und ein gegen die Juden 
organifierter Wirtfchaftsboykott wird vor den „mo 
faifchen Polen“ gewiß nicht Halt machen. Jüngft ift 
das Programm der weitverzweigten polnifchen Partei 
der Nationaldemokraten, in welchem auch die Aus- 
fchaltung des jüdifchen Einflulfes im Handel gefordert 
wird, veröffentlicht worden. Ift jemand fo naiv zu 
glauben, daß die Polen hier einen Ünterfchied zwifchen 
„mofaifchen Polen“ und nationalen Juden machen 
werden? Die Affimilationsbeftrebungen führen 
höchftens dazu, daß der eine, fchwächere Teil fchießlich 
affimiliert zu fein glaubt und dadurch die natürliche 
Sicherheit in feinen Beziehungen zur Umwelt verliert. 
Der klarfte Beweis hierfür ift im deutfchen Judentum 
gegeben. Die deutfchen Juden find zweifellos fehr 
ftark alfimiliert, fie find fo ftark affimiliert, daß ab¬ 
gefehen von ihrer zahlenmäßigen Schwäche fchon 
aus diefem Grunde für fie eine nationale Autonomie 
nicht in Betracht kommen dürfte. Aber gibt es etwa 
in Deutfchland keine Judenfrage? Jeder Deutfche 
— es gibt nur ganz verfchwindende Ausnahmen — 
fieht überall, wo Juden kulturell, insbefondere auch 
politifch, tätig find, womöglich gar an führender Stelle, 
Verjudung und Verfälfehung feiner eigenen fpezi- 
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filche^n Art. Wenn auch innerhalb des deutfchen 
KuJturkreifes von einer jüdilchen Kultur als folcher 
pfcht gefprochen werden kann, fo ifl: es doch die 
jüdifche Note, die als volksfremd empfunden wird, 
jene Note, die eben unaustilgbar und im Blute des 
auÄ noch fo intenfiv affimilierten Juden fefl: ver¬ 
ankert ift. ln Kunft und Literatur, in Politik und 
Journaliftik, auch in den Lebensformen fieht der 
Deutlche die jüdilche Note. Die Antifemiten, für 
die die Inferiorität des jüdilchen Volkes feftfteht, 
fehen in diefer Note Minderwertigkeit, Kulturabftieg. 
Gerechtdenkende, denen der arrogante Kulturdünkel 
derer um Chamberlain fernliegt, fehen in der jü¬ 
dilchen Note nur—und das mit Recht—die Anders¬ 
artigkeit. Richard Dehmel hat einmal gefagt, daß 
Max Lieber m ann nur darum für die deutlche Kultur 
fo wichtig werden konnte, weil er ganz Ralfe, jüdilche 
Raffe darftellt. 

Cinerfeits das Gefühl weiter — nicht der Iclilechteften 
deutlchenKreife, in ihrer Art durch die kulturelle Betä¬ 
tigung der Juden verfällcht zu werden, anderfeits der 
Wunfch nicht geringer ,nationaler^. jüdilcher Kreife, diefes 
Gefühl taktvoll zu refpektieren, ferner das Beftreben 
diefer le^teren Kreife, die eigene Art wieder mehr 
zur Entwickelung zu bringen und unter eigener Flagge 
in Grfcheinung treten zu lalfen, führten im fahre 1912 
zu der berühmten — leider allzulchnell in Vergelfen- 
heit geratenen — Kunllwartdebatte, in der das zu 
zu löfende Problem in wahrhaft klalTilcher Weife da¬ 
hin formuliert wurde: „Die Arbeit von Juden und 
Nichtjuden derart zu organifieren, daß beide ihre, der 
menfchlichen Gemeinfchaft nü^lichen Vorzüge höchft- 
möglich entwickeln können, während Ile fich gegenfeitig 
mindeftmöglich'hemmen."Hieraus möge man erkennen, 
daß die AlTimilation über Kulturkrach zur Dilfimilation, 
zum nationalen Gedanken führt. Es bleibt eben da¬ 
bei*. AlTimilation von Völkern und Volksteilen ift un¬ 
möglich. Und wäre fie möglich, wir würden lie 
trofedem ablehnen und aufs fchärffte bekämpfen. Das 
Streben nach der AlTimilation von Volksindividuen deu¬ 
tet nicht nur auf einen intellektuellen, sondern auch 
auf einen moralifchen Defekt. Die Erhaltung eines 
Volkstypus bedarf keiner Begründung. Sein Dafein 
ift der Grund feiner Dafeinsberechtigung. Diefelbe 
Rolle, die der Einzelmenfch im Kreife feiner Familie 
fpielt, fpielt der Volkstypus im Kreife der Völker. 
Ebenfo wie die Vernichtung des Einzelindividuums 
Mord ift, ift die Vernichtung des nationalen Gefamt- 
individuums ein Verbrechen. Es ift umfomehr ein 
Verbrechen, als die bisherige Gntwickelung der 
Juden in Wefteuropa zeigt, daß das Alfimilations- 
attentat nicht einmal zum Tode, fondern zu dau¬ 
erndem Siechtum des betroffenen Volk^ndividuums 
führt, zu einem Siechtum, unter dem auch die Um¬ 
gebung aufs fchwerfte leidet. €s kommt hinzu, daß 
gerade die Juden ln Polen, wo lie doch eine kom¬ 
pakte Maffe bilden, kulturell gefund geblieben find 
und ; fich infolge der Kontinuität der Entwickelung 
eine ftark ausgeprägte Eigenkultur bewahrt haben. 
Zivilifatorifches Manko läßt fich leicht und Ichnell 
ausgleichen. Reiche Kulturfchä^e find zur Hebung 
gelangt, noch reichere werden ans Tageslicht kom¬ 
men, wenn die erfehnte Freiheit ihnen gefchenkt ift. 
Nicht ohne G-^und fagt Sombart einmaL daß das 
jüdifche Volk eine der wertvollften Arten darftelle. 


daß eine gewaltige Lücke in der Menfchenwelt ent- 
ftände, wenn die jüdifche Art verfchwände. Und 
da follten die Juden die Hand bieten zur Förderung 
der AlTimilation! Ebenfowenig wie Deutfchland das 
Recht hatte, die Polen zwangsweife zu germanifieren, 
ebenfowenig haben die Polen das Recht, von den 
Juden Aufgabe ihrer Eigenkultur zu verlangen. Ge¬ 
rade je^t in der Geburtsftunde einer neuen Völker¬ 
ethik ift der Kampf gegen denSchu^ der nationalen 
Minderheiten, ift das Prinzip des Kulturzwangs, ein 
blamabler Grundfa^. Und wir begrüßen es mit Ge- 
nugtunng, daß Wilfon der in Paris tagenden Konfe¬ 
renz der jüdifchen Nationalräte erklären ließ, er bil¬ 
lige die nationalen Wünfche der Oftjuden und werde 
für ihre Verwirklichung eintreten. Wo follte auch 
die Grenze der ftaatlich erzwungenen Einheitskultur 
fein! Die Religion ift bei den Juden fo eng ver¬ 
quickt mit allen Kulturerfcheinungen, daß die zu er¬ 
zwingende Einheitskultur Ichließlicti fogar die Aufgabe 
der Religion oder einzelnei^* religiöfer Grundfä^e not¬ 
wendig erfcheinen lalfen könnte. Der Staat, der 
Kulturzwang übt, ift nicht weit ab von dem terro- 
riftifchen Gebot: Cuius regio, eins religio. Daß die 
Juden zu dem preußifchen Kulturzwang gegenüber 
den Polen mitgeholfen hätten, ift in diefer allge^ 
meinen Falfung eine Unwahrheit, würde auch eine 
Revanche der Polen niemals rechtfertigen. Weite 
jüdifche Kreife haben gegen Ausnahmebehandlung 
der Polen immer wieder proteftiert. Insbefondere 
find es die national gerichteten Juden gewefen, die 
der gewaltfamen Germanifierungspolitik in der Oft¬ 
mark ftets verftändnislos gegenübergeftanden haben 
und warmes Mitgefühl für die Unterdrückten emp¬ 
fanden. Uns Nationaljuden war es eben von jeher 
eine Selbftverftändlidikeit, daß das Volk den Primat 
hat vor dem Staat, daß der Staat nicht feine Macht 
dazu mißbrauchen darf, fich die in ihm vorhandenen 
Volksindividuen mit mehr oder weniger Zwang fo 
zuzuarbeiten, daß er mit möglichft wenig Aufwand 
an Regierungskunft geleitet und alles über einen 
Kamm gefchoren werden kann. Wir haben nie 
daran gezweifelt, daß die Völker in einem Staate 
auf Berückfichtigung ihrer Eigenart und deren Er¬ 
haltung ein natürliches und unantaftbaresRecht haben, 
daß |nur Regierungen, die komplizierteren Situati¬ 
onen nicht gewachfen find, diefes Recht als ftaats- 
feindlich anfehen können. Und Worte dankbarer 
Anerkennung für unfere Stellungnahme liehen merk¬ 
würdigerweife zu lefen — im ,Dziennik PoznanskT 
vom 3. November 1909. Mögen die Polen, die in 
der AlTimilation der Juden eine Löfung, |und fogar 
eine gute und gerechte Löfung, der Judenfrage er¬ 
blicken, deffen eingedenk fein, daß der Zwang zur 
Fremdkultur, die Unterdrückung der angeftammten 
Kultur nicht nur zwecklos ift, fondern Staatsfeinde 
erzieht. Niemals hätten die Polen in Deutlchland 
diefe Erbitterung gegen alles Deutlche im Herzen 
getragen, wenn fie ihre freie Entwickelungsmöglich¬ 
keit gehabt hätten. Die Freiheit der Völker [und 
Volksfplitter muß die entfühnende Frucht diefes ver- 
brecherilchen Weltkrieges fein, fie muß der verföh- 
nende Lohn der Menfchheit für die unerhörten Leiden 
der Kriegszeit fein. Nur die Freiheit wird die Menlch- 
heit zufrieden Hellen, nur fie wird in ihr die Liebe 
zum Staatsganzen wecken, und fie mit wahrer Hin- 
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gebung und Treue für das Wohl des Ganzen forgen 
Taffen. 

Die Freiheit der Minoritäten wird verbürgt durch 
die Zuerkennung nationaler Autonomie, die wir Na¬ 
tionalen für die Juden in Polen erftreben. Mit 
mufterhafter Prägnanz wird der Begriff des Schußes 
der Minderheiten — anders ausgedrückt,der Begriff der 
nationalen Autonomie — in dem deutlchen Völker¬ 
bundsentwurf umriffen. Es heißt da im Abfchnitt Vll: 
„Den nationalen Minderheiten innerhalb der 
einzelnen Bundesftaaten wird ein nationales Eigen¬ 
leben, insbefondere in Sprache; Sc+iule, Kirche, 
Kunll, Wiffenfchaft und Preffe verbürgt. 

lieber die Durchführung diefes Grundfa^es ent- 
fcheidet ein befonderes Abkommen, das vornehm¬ 
lich beftimmt, in welcher Weife das Recht der 
Minderheiten vor den Organen des Völkerbunds 
geltend gemacht werden kann.^^ 

Ergänzend tritt hinzu — gerade was die Sabbath- 
heiligung der Juden anbelangt der Artikel 4 des 
dem Völkerbundsentwurf als Anlage beigegebenen 
Abkommens über Arbeiterrecht: 

„ln Ländern, in denen allgemein oder für be-/ 
(limmte Teile der Bevölkerung ein anderer Tag 
der Woche (als der Sonntag) als Ruhetag üblich 
ift, tritt für die im vorftehenden vorgefehene Ar¬ 
beitsruhe an Stelle des Sonntags diefer Ruhetag.^^ 
Ausführlicher verbreitet (ich die BernerfVölkerbund- 
konferenz — übereinllimmend auch die Internatio¬ 
nale Sozialiftenkonferenz in Amfterdarn — in den 
von ihr beantragten Zufä^en zum Parifer Völker¬ 
bundsentwurf über den Minoritätenfchu^: 

„Die nationalen Minderheiten in jedem Staate 
bedürfen eines eingehenden internationalen Schußes; 
insbefondere fei die rechtliche Gleichheit der In¬ 
dividuen ohne Unterfchied der Nationalität, freies, 
nationales Bekenntnis der Individuen, kulturelle und 
ökonomifche Selbftverwaltung nationaler Minder¬ 
heiten von wenigftens 100 Angehörigen, Auto¬ 
nomie der Gemein^den, Proportionalwahlen, Be- 
rückfichtigung aller Minderheiten von mehr als 20 % 
im Sprachengebrauch der Gefe^e und Behörden, 
proportionale Verteilung (laatlicher Subventionen, 
Elementarfchulen für Minderheiten von wenigftens 
40 fchulpflichtigen Kindern, international zu garan¬ 
tieren und ferner Maßregeln gegen nationalen 
Boykott zu treffen/' 

Wenn wir uns diefen Beftrebungen anlctiließen, 
deren Ideengehalt die Gruppen der Völkerbundliga 
fehr bald zum Gemeingut der gefamten Kulturwelt 
machen, und die vielleicht doch noch wenigftens in 
ihren Grundzügen in dem Parifer Entwurf ihren 
Niederlchlag finden werden, fo wünfchen wir damit 
für die Juden in Polen keine Souveränitätsrechte, 
keinen Staat im Staate. 


Kr. 4 5. 


haben den geistigen Besi^ ihres Volkes autonov;^ 
verwalten und seine autonome Fortentwickelun^^*^^ 
fördern. Wie wir uns die Einzelheiten denken, habo^ 
wir in der der Ententekommission überreichten un^ 
später veröffentlichten Denkschrift dargelegt. Un¬ 
erfindlich ist es, inwiefern eine solche Autonomie 
dem allgemeinen Staatsinteresse abträglich sein sollte. 
Selbst wenn sich wirklich einmal Kollisionen z.wischen 
dem spezifisch jüdischen und dem allgemeinen Staats¬ 
interesse heraussteilen sollten, würde gerade das 
Vorhandensein von Vertretern der einheitlich orga¬ 
nisierten Judenheit zur schnellsten und einfachsten 
Lösung führen. Hoffen wir, dass diese Ueberzeugung 
recht bald Gemeingut aller Polen werden wird! 

Allerdings müssen wir der Vollständigkeit halber 
hinzufügen, daß nicht nur einzelne polnifche Kreife 
die nationale Forderung der Autonomie bekämpfen, 
fondern auA ein — allerdings kleiner Kreis — jü- 
dilcher Kapitaliften und Akademiker, jener wenigen 
Polen mofaifchen Bekenntniffes, von denen der Ver- 
faffer des ,Dziennik'-Artikels mit Anerkennung fpricht. 
Einen nicht unintereffanten Einblick in die Gedanken- 
kreife der polnifch-jüdifchen Alfimilanten gewinnen 
wir aus einer Erklärung des D r. Nußbaum-War- 
fchau, die der^DziennikjPoznanski' vom 2. April 1919 
abgedruckt hat. Es heißt da unter anderem mit Be¬ 
zug auf die Natinoaljuden: 

„Die polnilche Nation muß kräftig und uner- 
fchütterlich daftehen in der Wahrung der Gefamt- 
geftaltung der nationalen polnifchen Intereffen. 
Der polnifche Staat muß ein polnifcher Staat fein, 
für welchen der Genius Polens, der polnifche Na- 
tionalgeift, verantwortlich ift. Wirhaben eine ein¬ 
zige Mutter — Vaterland, eine einzige Erde - 
Polen; nach anderen Ländern afpirieren wir nicht. 

Das jüdifche Volk hat fein heiliges Land an den 
Ufern des Jordan, auf den Bergen des Libanon, 
dort fich hinzufehnen, ift es in feinem Recht und 
niemand wagt es, diefe edlen Gefühle anzutaften. 
Möge es dort feinen nationalen Geift pflegen. 
Aber das polnifche Land [muß in feiner Ganzheit 
für die Gntwickelung des Geiftes des Polentums 
verbleiben, für die geiftige Entwickelung ihrer pol¬ 
nifchen Kinder ohne Unterfchied des Bekenntniffes. 

Und vor allem proteftieren wir ganz energifcli 
gegen die von Grund aus falfche Thefe, als ob die 
deutfche, von der gefamten jüdifchen Bevölkerung 
in mehr oder weniger entftellter Form angewen¬ 
dete Sprache auch nur einen Schatten der natio¬ 
nalen Sprache der Juden enthält. Eine Aner¬ 
kennung der Juden in diefer ftrafwürdigen Ge¬ 
wohnheit käme der freiwilligen Begründung eines 
Planes für die Entwickelung des Deutfchtums in 
den Städten Polens durch die polnifche Regierung 
gleich! . . . 


Zum Schule ihrer Rechte muss die nationale Min¬ 
derheit der Juden vor allem einheitlich organisiert 
werden. Sie darf nicht in einzelne einflusslose Re- 
ligioüsgesellschaften zersprengt und so zur Ohnmacht 
verurteilt, sondern sie muss auch straff zusammen¬ 
gefasst werden. Die Träger dieser autonomen Ge¬ 
meinschaft haben in jeder Beziehung über die Wah¬ 
rung der Rechte ihrer Volksgenossen zu wachen, sie 


Den jüdifchen Gemeinden dürfte aus- 
fchließlich die Pflege der religiöfen und philanthro- 
pifchen Angelegenheiten, fowie des Religions- 
unterriAt in den Schulen überlaffen werden 
ab^r die Schule, von der Volksfchule beginnend^! 
rnuß in der ausfchließlichen Verwaltung des pol¬ 
nifchen Staates, und die Unterrichtsfprache in ihr 
ausfchließlic'h polnifch verbleiben." 
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Nach unferen früheren Erörterungen erübrigt fich 
jeder Kommentar. Aehnliche Vertreter diefer wenig 
erfreulichen Gattung foll es auch in andern Ländern 
geben Semper idem! Ob D.r. Nußbaum wirk¬ 
lich glaubt, daß es einen Polen gibt, der in ihm einen 
polnifchen Volksgenotfen erblickt? 

Merkwürdig ift, daß bei Nußbaum ebenfo wie bei 
dem Verfatfer des ,Dziennik‘-Artikels [ein Argument 
gegen die Gewährung der nationalen Rechte an die 
Juden im Vordergrund lieht: Die Befürchtung, daß 
damit eine Förderung deutfcher Kultur, eintrete. 
Man kann nicht leugnen, daß die Kultur der Juden 
in Polen, die naturgemäß eine Mifchkultur ift, nicht 
unerhebliche ßelfandteile deutfcher Kulturwerte auf¬ 
weift; felbftverftändlich ift, däß die in den zu Polen neu 
hinzutretenden Teilen Deutfchlands lebenden Juden 
dem deutfchen Kulturkreis angehören. Aber'daraus 
kann doch weder für die Forderung der Affimilation 
noch gegen die nationalen Rechte etwas hergeleitet 
werden. Polen wird feine Kultur nicht mit einer 
chinefifchen Mauer gegen Deutfchland umgeben, es 
wird den je^t allenfalls noch verftändlichen Haß nicht 
in Permanenz erklären, es wird auf die Dauer keinen 
Kulturboykott gegen Deutfchland durchführen. Die 
Kinderkrankheiten der Wiedergeburt des polnilchen 
Volkes werden fchnell verfchwinden. Die Ergebniffe 
national-kulturellen Wirkens mülfen international fein, 
d. h. Gemeingut der gefamten Menfchheit werden. 
'Gerade auf dem Gebiete der Kultur berührt fich 
der Nationalismus innig mit dem Internationalismus. 
Egoiftifche Abfperrung einer Nationalkultur gegen 
fremde Kultureinflüffe ift unmöglich und wäre ein 
Unglück. 

Die Kultur der Juden ift durch ihre B.ehaftung 
mit Beftandteilen der deutfchen Kultur nicht minder¬ 
wertig geworden. Bei der Frage nach dem Schu^- 
bedürfnis der Eigenart von Minoritäten kann es übrigens 
keineswegs darauf ankommen, ob die Eigenart 
wertvoll ift oder nicht, denn das zu entfcheiden ift 
fchon deshalb unmöglich, weil wir Menfchen keinen 
Wertmeffer für das Typifche im Volkstum haben; 
es kann auch nicht auf die Unterfuchung ankommen, 
aus welchen Beftandteilen fich die kulturelle Eigen¬ 
art zufammenfe^t, fondern maßgebend ift die Tat¬ 
fache des Beftehens einer [Eigenart. Diefe ift er¬ 
haltenswert, weil fie vorhanden ift. Wie fie fich 
entwickelt, welchem Kulturkreis fie fich annähert, ob 
fie fich überhaupt einem andern Kulturkreis an¬ 
nähert, kann niemand prophezeien, das bleibt der 
betreffenden Minorität überlaffen, darin befteht ge¬ 
rade ihre kulturelle Autonomie, 

Die Polen, die das Glück der Einigung und 
ungeahnten Auferftehung ihres Vaterlandes erlebt 
haben, werden, wenn die Zeit der Leidenfchaften 
und des völkertrennenden Hasses versehwunden 
und vergeffen. fein wird, hoffentlich volles Ver- 
ftändnis für diefe Ideengänge zeigen, und nicht 
nur in den Kreifen der Intelligenz, wo man uns je^t 
fchon durchaus begreift, fondern auch in den brei¬ 
teren Maffen. Schwerer wird es noch fein, untere 
jüdifchen Gegner auf den rechten Weg zu führen. 
Doch auch hier darf man die Hoffnung nicht auf¬ 
geben. Gerade je^t kann man z B. in der die 
deutfAe Judenfrage behandelnden Preffe beobachten, 
wie die mit fo mutiger Energie raftlos betriebene 


national-jüdifche Propaganda Früchte zu tragen be¬ 
ginnt. Tro^ des heftigen Kampfes, den all jene 
mehr oder weniger Geheirpen Räte und fonftigen 
Notabein in den Tageszeitungen und Verfammlungs- 
fälen gegen uns geführt haben, zeigt fich, wenn aucfi 
fchüchtern und zaghaft, eine langfame Umftellung 
der Gedanken zu unferer Ideenwelt. Es muß da 
befonders des Auffa^es gedacht werden, den Rechts¬ 
anwalt Dr. Haafe-Pofen in Nr. 7/8 (Jahrgang 1919) 
der „Neuen Jüdifchen Monatshefte“ veröffentlicht 
hat, und der die Ueberfchrift trägt; „Ausgleich, ein 
Wort der Verftändigung.“ 

Die Gedanken des Auffafees bieten m. E. in der 
Tat eine Verftändigungsmöglichkeit, vorausgefe^t, 
daß fie nicht graue Theorie bleiben, fondern in die 
Tat umgefe^t werden. Das wefentlichfte Zugeftänd- 
nis fcheint mir das zu fein, daß Haafe die Stammes- 
gemeinfchaft der Juden und damit aifo die Einheit 
des Judenturris — mehr oder weniger ftarke Niian- 
cierungen bei den Juden der verfchiedenen Länder 
und Kulturkrdife find ja felbftverftändlich — aner¬ 
kennt. Das ift ein erftaunllch klarer Bruch mit der 
vom Zentralverein der deutfchen Staatsbürger jü- 
difchen Glaubens und feiner ftumm gehorchenden 
ftudentifchen Leibgarde fo oft verkündeten Thefe, 
daß die deutfchen Juden, ebenso die Juden anderer 
Länder lediglich eine Religionsgemeinfchaft bilden, 
und daß der Zufammenhang zwilchen den Juden der 
verfchiedenen Länder kein anderer ift, als der der in der 
Welt verftreuten Katholiken, Proteftanten und Mo¬ 
hammedaner. Wieviel Dialektik, wieviel erbitterter 
Kampf mußte gerade in Deutfchland aufgewendet 
werden, um diefen felbftverftändlichen Gedanken 
wenigftens dem intelligenteren Teil unferer durch 
Parteifanatismus geblendeten jüdifchen Gegner klar 
zu machen. Und Haafe bleibt ehrlicherweife bei 
der Feftftellung der objektiven Stammesgemeinfcliaft 
nicht jftehen, er erkennt auch die fubjektive Seite 
der jüdifchen Gemeinfchaft und betont, daß der im 
Deutfchtum wurzelnde Jude, der kraft feines Blutes, 
feiner Tradition, feines Gefühls und feines Willens 
Jude fei, fein Deutfchtum durchaus nicht fchädige. 
ln diefer Synthefe der jüdifchen GemeinIHiaft liegt 
oder kann wenigftens alles liegen, was zum Begriff 
des wohlverftandenen jüdifchen Nationalismus gehört. 
Das fühlt wohl auch Haafe heraus, wenn er lagt, 
der ganze Unterfchied zwilchen deutfchen Zioniften 
und Nichtzioniften beftehe eigentlich nur in der Intenfität 
der Empfindungen, mit denen dev eine dem Deutf(^- 
tum, der andere dem Judentum zuneigt. Allgemein 
gefprochen ift diefer Sa^ keineswegs richtig; zwifchen 
Haafe und den Nationaljuden mag vielleicht nur noch 
diefer Intenfitätsunterlchied beftehen, der ja übrigens 
unter den einzelnen national gerichteten Juden eben¬ 
falls vorhanden ist. Ich will Haafe nicht in den Geruch 
nationaljüdifcher Gefinnung bringen, aber er ift uns 
mit feinem Auffa^ gefährlich nahe gerückt. Man 
darf jedoch nicht vergeffen, daß Haafe in der weiten 
Welt des Zentralvereins vorläufig noch ein einzelner 
ift, vielleicht mit kleinem Anhang. Und dem all- 
niächtigen Fuchs ift Haafe's gefährliche Gefinnung 
nicht entgangen. Er fchüttelt ihn noch in demfelben 
Heft, in dem Haafe s Auffa^ fteht, recht kräftig von 
leinen Rockfchößen ab. ln der Tat befteht zwifchen 
Fuchs und uns Nationaljuden ebenfo wie zwilchen 
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Fuchs und Haeife keineswegs nur ein Intenfitäts- 
unterlchied in den Empfindungen nach der einen 
oder anderen Seite hin, fondern eine unüberbrück¬ 
bare Kluft. Denn Fuchs leugnet die Einheit des 
Judentums. Er empfindet, wie er Tagt, den franzö- 
fliehen und englifchen Juden gegenüber nicht viel 
anders als gegenüber den franzöfilchen und eng¬ 
lifchen Chriften. Fuchs und die um ihn find eben die 
typilchen und unverfällchten Vertreter derer, die fich 
für wafchechte Deutfehe jüdifchen Glaubens halten; 
und alle diejenigen von ihnen — das wird wohl die 
überwiegende Zahl fein — die dazu noch das ty- 
pifch Jüdifche aus ihrem religiöfem Empfinden ver¬ 
loren haben, find lediglich Juden kraft Eintragung, 
ihr Judentum ifi: ein rein formelles. Zu diefen beiden 
Kategorien, zu denen wir oben vom logifchen und 
ethifchen Standpunkte ausführlich Stellung genommen 
haben, befindet fich Haafe im Gegenfa^e. Ich bin 
überzeugt, daß die Anfehauungen Haafe's eine er¬ 
drückende Mehrheit im Zentralverein für fich finden, 
daß weitefte Kreife, die nicht den Mut befi^en, mit 
dem Zentralverein zu brechen, es geradezu als Er- 
löfung auffalTen würden, wenn die von Haafe dar¬ 
gelegten Ideen offizielle Geltung im Zentralverein 
erhielten. Möge die Arbeit Haafe's für feine Ideen 
nicht auf den eben befprochenen Auffa^ befchränkt 
bleiben. Gerade je^t muß der Gedanke der Ein¬ 
heit des Judentums auch in der deutfehen Judenheit 
feil verankert werden, damit das deutfehe Judentum 
nicht abfeits lieht bei der größten Aufgabe, die je^t 
uns Juden gellellt ill: Die Neuerrichtung eines jü-^ 
difchen Palällina. Wie läppifch klingt die zuweilen 
geäußerte Befürchtung, daß [die Schaffung eines jü^ 
difchen Gemeinwefens in Palällina die politifche 
Stellung der Diasporajuden erfchüttern könnte. ln 
Palällina kann in abfehbarer Zeit nur ein kleiner 
Teil der Judenheit Unterkommen, Millionen von Juden 
mülfen, ob fie wollen oder nicht, im Galuth ver¬ 
bleiben. Mit freudigem Stolz werden fie auf die 
Kulturpioniere in Palällina blicken, die in erller Linie 
berufen find, der Welt zu zeigen, daß wir Juden an 
Körper und Geill tro^ all der Qualen uns gefund 
erhalten und der Welt noch mancherlei an Kultur¬ 
gütern zu fchenken haben, daß es eine Lüge ill, 
wenn man uns nur negativ-zerfefeende, nicht pro¬ 
duktive Fähigkeiten zutraut. Palällina wird das geif- 
tige Zentrum der Gefamtjudenheit ^werden. Die 
politifche Stellung der Diasporajuden wird durch die 
Neuerrichtung Paläljinas nicht im geringllen be¬ 
rührt und darf dadurch nicht berührt werden. Diefer 
Sa^ ill der unverrückbare Pol bei der Regelung des 
Palällinaproblems und der Beziehungen der Diaspora¬ 
juden zu Palällina- Daran können auch ein paar 
abweichende ultraradikale Redensarten nichts ändern. 
Jede Abweichung von dem Sa^e würde ja dem Zi¬ 
onismus den Refonanzboden entziehen, den er in 
der Judenheit der gefamten Welt hat und haben muß. 

Der HaafeTche Ideengang hat — das darf um der 
Wahrheit willen nicht verfchwiegen werden—einen 
wunden Punkt, der allerdings nicht in den von ihm 
entwickelten Ideen felbll liegt: Dem Willen folgt 
nicht die Tat. Und doch gibt es gerade hier im 
Pofener Lande die reichlichlle Gelegenheit zur Ver¬ 
wirklichung jener Ausgleichsideen. Nicht mit Un¬ 


recht weill Haafe darauf hin, daß ganze Fragen¬ 
komplexe, z. B. das Problem der Volksgemeinde, 
leicht durch eine Verlländigung gelöll werden könn¬ 
ten, wenn man fie ihres grundfä^lichen Charakters 
entkleidete, der nur zu unfruchtbaren Debatten führe. 
Diefe Gedanken find nun aber gerade hier in Pofen 
nicht n^u. Unermüdlich hat der Jüdifche Volksrat 
darauf hingewiefen, daß in ihm jeder feinen Pla^ 
findet, der die geleillete Arbeit billigt und die noch 
vor uns llehende, weitverzweigte und mühevolle 
Arbeit unterllü^en will; von niemand verlangen wir 
das ausgefprochene Bekenntnis zum Nationaljudentum. 
Aber wo ill Dr. Haafe und fein Anhang geblieben? 
Wer die jüdifche Gemeinlchaft auffaßt wie Dr. Haafe 
und wer die bisher geleillete Arbeit des Jüdilchen 
Volksrats auch nur in großen Umrilfen kennt, kann 
doch nicht etwa immer noch auf dem Standpunkte 
liehen, daß die fpezifilchen Interelfen der jüdifchen 
Gefamtheit — daß es folche Interelfen gibt, wird 
wohl auch von unferen naivllen Gegnern nicht in 
Zweifel gezogen werden — von Nichtjuden wahr¬ 
genommen werden können oder gar mülfen. Tro^- 
dem läßt es die unter dem Vorfi^ von Herrn 
Dr. Haafe llehende Ortsgruppe Pofen des Zentral¬ 
vereins der deutfehen Staatsbürger jüdifchen Glaubens 
nicht nur bei der palfiven Refillenz gegenüber dem 
Jpdifchen Volksrat bewenden. Nein, der Jüdifche 
Volksrat wird wenn auch ohne Erfolg — auf 
Schritt und Tritt bekämpft. Wie wäre es fonll mög¬ 
lich, daß untere Gegner in einer öffentlichen poli- 
tifdien Wahlverfammlung des Deutfehen Volksrats 
die offizielle Erklärung verlefen lalfen, daß fie zwilchen 
fich und den Nationaljuden einen dicken Trennungs- 
ftrich ziehen, und das — weil die Deutfchnationalen 
verfprachen, ihren Antifemitismus zeitweilig im In¬ 
terelfe der Einheit zurückzu Hellen. Es wird lange 
Zeit nicht foviel Gummi herbeigefchafFt werden kön¬ 
nen, um diefen Strich wegzuradieren. Soll ich noch 
an den Flugblattkampf gegen den Kandidaten des 
Jüdifchen Volksrats für die Pofener Stadtverordneten- 
verfammlung erinnern? Soll ich daran erinnern, daß 
ein im Annoncenteil der Zeitungen erfchienener 
Wahlaufruf, der befagte, daß der Kandidat des Jü¬ 
difchen Volksrats die Juden ins Ghetto zurückführen 
wolle, ohne den geringllen öffentlichen Protell un¬ 
terer Gegner hingenommen wurde? Wenn man 
mit Dr. Haafe der Meinung ill, daß der Unterfchied 
zwifchen Zionillen und Nichtzionillen lediglich ein 
Unterfchied in der Intenfität der Empfindungen nach 
der einen oder anderen Seite hin ill, dann verfün- 
digt man fich, wenn man diefes Treiben auch nur 
durch bloßes Gefchehenlalfen und Schweigen billigt; 
das ill bellimmt nicht der Weg zur Verföhnung und 
Verlländigung. Es gibt hiernur eine bereits 
als Habil erwiefene Brücke zur Einigung: 
den Jüdifchen Volksrat Er iH die Balis, 
auf der diejudenfehaftdes Posener. Lan¬ 
des fichin ihrem urwüchfig-natürlichen Sinn, 
ohne viel zu theoretifieren, zufammenge- 
funden hat, er bleibt die Balis, zu derfich 
auch noch der kleine ReH der Out fi der 
findenwird. 

Dr. Paul Chone. 
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Fünf Monate Jüdischer Volksrat. 

Tätigkeitsbericht, erstattet auf der Provinz ial-Taguiig des Jüdischen Yolksrats Posen am 9. April 1919 

von Kechtsanwalt Dr. Max Kol lens eher. 


Meine Damen und Herren! 

Der Bericht, den ich Ihnen zu erstatten habe, umfasst 
nur einen Zeitraum von 5 Monaten; trotzdem wird er Ihnen 
eine Fülle von Mühe und Arbeit, von überstandenen Sorgen 
und Zweifeln verraten. In einer ausserordentlich schweren 
Zeit haben wir unsere Arbeit begonnen, unter ganz verän¬ 
derten Umständen. Wir haben zum ersten Male in unserem 
Lande eine eigene jüdische Landespolitik eingeleitet. Früher 
kannte man dies bei uns nicht. Die Juden hatten ihre poli¬ 
tischen und wirtschaftlichen Interessen in der aUgemeinen 
Politik nicht in einem eigenen Verbände Avahrgenommen, 
sondern sich den Parteien angesehlossen, von denen der Ein¬ 
zelne die beste Wahrnehmung seiner Interessen erwartete. 
Ais wir auf den Plan traten, haben wir diese Tradition be¬ 
seitigt. Wir haben zum ersten Male in Posen eine jüdische 
Organisation geschaffen, um in die öffentlichen politischen 
Verhältnisse einzugreifen, um die jüdische Partei zu bilden, 
die in der Landespolitik die Interessen der jüdischen Ge¬ 
samtheit zu vertreten hat. Wir haben mit dieser Tätigkeit 
nicht erst am Tage der Revolution begonnen. Schon zu der 
Zeit, als in Berlin Prinz Max a^oii Baden die Erklärung ab¬ 
gab, dass das Deutsche Reich Waffenstillstand schRessen und 
die bekannten 14 Wilsonschen Punkte zur Grundlage von 
Friedensverhandlungen machen Avolle, als hierauf von pol¬ 
nischer Seite die Forderung ausgesprochen wurde, dass Posen 
zu Polen gehören müsse, erschien uns die Notwendigkeit 
einer jüdischen Organisation gegeben. Schon damals haben 
wir erkannt, dass, Avie sich die iVerhältnisse auch entwickeln 
mochten, Avir hieü in Posen iil eine bedrängte Lage geraten 
AAmrden, dass Avir mit den alten Grimdsätzen nicht Aveiter 
kommen, dass es unsere Aufgabe Aväre, A’e^ränderte Politik 
zu treiben. So habep wir uns schon im Oktober bemüht, 
die Judenschaft auf der Grundlage eines gemeinschaftlichen 
Vorgehens zu einigen. Der Versuch, den Avir anstrebten, 
ist damals — Oktober 1918 — nicht gelungen. Die Zio¬ 
nistische Ortsgruppe hatte unter meiiiem Vorsitz alle in Stadt 
und ProAÜnz Posen arbeitenden grossen jüdischen Organisa¬ 
tionen, soAA^eit sie nicht lediglich der Wohltätigkeit dienen, 
einberufen, um sie zu einer politischen Arbeitsgemeinschaft 
zusammenzuschliessen. ‘ich. hatte bei dieser Konferenz die 
Grundsätze entAvickelt, die jetzt die Grundlage der Arbeit 
des Jüdischen Volksrats bilden, und die Ihnen darzulegen, 
ich mir noch erlauben Averde. Wir fanden damals nicht die 
allgemeine Bereitschaft zur gemeinsamen Arbeit. Die Juden¬ 
schaft der Stadt Posen Avollte sich nur darin einigen, solc.'.e 
Massnahmen gemeinschaftlich vorzunehmen, die für die Sicher¬ 
heit von Leib, Leben und Eigentum der Juden erforderlich 
wären. Gemeinschaftliche Politik zu treiben, lehnte man ab. 
So scheiterten damals unsere AAmhlgemeinten Einigungs¬ 
bestrebungen. Wir standen allein und mussten uns allein 
auf die Erfüllung der grossen Aufgaben A^orbereiten, die Avir 
auf uns einstürzen sahen. 

So kam der Q. November, es kam die grosse Umwälzung 
im Staats- und Völkerleben. Wir erkannten, wohin sie uns 
führen musste. Die Revolution trug in unserem Lande 
keinen sozialistischen, sondern einen nationalen Cha¬ 
rakter. Die bisher unterdrückte Nation wollte zur Herrschaft 
gelangen; ein nationaler Kampf stand bevor. Wollten wir Juden 
in diesem Kampfe nicht von der einen Partei gegen die an¬ 


dere ausgespielt, im Kampfe zerrieben Averden, so mussten 
wir selbst, als Juden, auf den Schauplatz treten und unsere 
nationalen Rechte selbst wahrnehmen. Zu diesem Zwecke 
und mit dieser Tendenz ist am 9. Novomber der Jüdische 
Volksrat gegründet Avorden. Seine Gründer haben insbeson¬ 
dere zAvei Grundsätze aufgestellt und vertreten. Der erste 
ging dahin, dass das endgültige Schicksal unseres Landes 
erst durch die Friedenskonferenz bestimmt werden 
sollte. Das Av^ar in jener ersten Zeit für alle Nationalitäten noch 
eine Selbstverständlichkeit, ist auch damals von allen Seiten 
betont Avorden. Andere sind jedoch im Laufe der Entwickelung 
von diesem Grundsatz abgeAvichen. Wir bekennen uns noch 
heute zu ihm. Er ist die festeste Grundlage unserer Neu¬ 
tralität und unserer Neutralitätspolitik. In den Kampf uin 
die politische Herrschaft, um das Land können wir nicht 
eingreifen. Wir bleiben auf dem Boden des Rechtes, Avenn 
Avir uns auch vor der Macht der Tatsachen beugen müssen. 

Der zAveite Grundsatz, der uns leiten musste, Avar der, 
dass es nicht ausreichen konnte, Avenn Avir gegenüber der 
beAmrstehenden UmAvälzung für die persönliche mnd recht¬ 
liche Sicherheit der einzelnen Juden sorgten, sondern dass 
Avir dazu übergehen mussten, für die Juden nationde 
Rechte in Anspruch zu nehmen. 

Aus der Gesclüchte mussten Avir lernen. Auch die Zeit 
der französischen Revolution bedeutete einen AVendepunkt in 
der jüdischen Geschichte. Auch damals Avar man sich dar¬ 
über klar, dass man es mit dem Gedanken der allgemeinen 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit nicht verbinden konnte, 
die Juden weiter zu unterdrücken. Man nahm dön Juden 
in den Menschheitsbund auf und geAvährte ihm persönlich 
alle Rechte., Aber man zog^ eine merkAvürdige Folgerung. 
Dem Juden als Person sollten alle Rechte gewährt Av^erden, 
der Judenschaft als Gesamtheit dagegen sollte jedes Recht 
versagt bleiben. AVehn man auch diese Zusage hinsichtlich der 
einzelnen Juden nicht immer beachtete, so Avurde doch die Ab¬ 
sage der Rechte an die jüdische .Gesamtheit genau inne ge¬ 
halten. Die Judenschaft als solche blieb in jedem Lande 
rechtlos, sie A^erfiel der Auflösung. AVoIlte der Jude die ihm 
eingeräumten Rechte ausüben, so musste und sollte er sich 
nur als Bürger des fremden Staates ausgeben, seine jüdische 
Eigenart zurückstellen, sich assimilieren. Damit ist für das 
Judentum und die Judenschaft nichts erreicht. Der freie 
Jude soll der freien jüdischen Gemeinschaft dienen können. 
Darum müssen wir in der Zeit der neuen Umwäl¬ 
zung auch der jüdischen Gemeinschaft die Freiheit 
erkämpfen. AVir treten in den KarapU für diese Freiheit 
ein, indem Avir die nationalen Rec'hte der Juden an¬ 
melden. Die Form, in der die Judenschaft unseres Lan¬ 
des ihre Rechte verlangen und ausüben kann, in der sie ne¬ 
ben den au deren freien Nationalitäten ihre Angelegenheiten 
selbständig regeln kann, ist die nationale Autonomie. 
Indem A\dr diese Grundsätze aufstellten, haben wir die edlen 
Lehren AVilsons über das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
und über den Schutz der Minoritäten auf unsere Verhältnisse 
angeAA’-andt. 

So konnten wir am 9. November mit einem Plane für 
unsere Arbeit Yor die Oeffentlichkeit treten und bereits am 
10. November, dem Tage, an dem unter dem Vorsitz des 
Arbeiter- und Soldatenrats eine Zusammenkunft aller Berufs- 
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.stände und Nationalitäten zu einer denkwürdigen Sitzung im 
Stadtverordnetensitzungssaale stattgefunden hat, durfte ich 
unsere Forderungen nach dieser Kichtung hin formulieren. 

Diese Grundsätze sind die Grundlage unserer Tätigkeit ge¬ 
worden, sie sind es unverrückt bis zur Gegenwart geblieben 
und werden voraussichtlich auch die Eichtschnur für unsere 
weitere Arbeit in aller Zukunft bilden müssen. Auf dieser 
Grundlage liaben wir den Yersuch unternehmen müssen, die 
Juden zu sammeln. Denn die Sammlung der Judenschaft 
erschien uns nicht nur notwendig, um gemeinschaftliche Er¬ 
folge nach aussen zu erzielen, sondern auch als Selbstzweck. 
Es geht nicht an, dass die Judenschaft in Parteigruppen zer¬ 
splittert dasteht. Sie kann nur vorwärts kommen, politisch, 
religiös, kiüturell und wirtschaftlich nur wirken, wenn sie 
geschlossen vorgeht und wenn der innere Kampf der Par¬ 
teien aufliört od,er w^enigstens vor den gemeinschaftlichen 
Gegnern verstummt. Deshalb wollen wir eine ge¬ 
schlossene Front schaffen. Unsere Hauptarbeit geht 
daraufhin, die Judenschaft zusammenzufassen, ein 
einigendes Band um die Gesamt)’udenschaft zu 
schliessen. Die Kreise, von denen unsere Gründung aus¬ 
ging, waren zunächst die alten nationalen Eichtungen, die 
Zionisten und die Gesetzestreuen. Ihr Zusammenschluss 
ist kein Zufall. Die Zionisten haben immer anerkannt, 
dass das kostbarste Gut des jüdischen Volkes seine 
Eeligion ist, sie haben deshalb die Einheit zwischen religi¬ 
ösem und nationalem Judentum stets betont. Die Gesetzes¬ 
treuen haben immer das jüdische Volk als den Träger der 
jüdischen Gotteslehre anerkannt und sie haben das Gottes¬ 
volk mit uns zu stützen und zu stärken versucht und ver¬ 
standen. Deslialb war die Einigkeit zwischen diesen beiden 
Gruppen ohne weiteres gegeben. Es’ hat kaum einer An¬ 
regung bedurft, so fanden sie sich zusammen, sind zusammen¬ 
geblieben. Sie haben den ersten, festen Block gebildet, auf 
dem der Yolksrat ruht, und die erste Arbeit gemeinschaftlich 
geschaffen. Auch darüber hinaus haben sich sehr schnell 
w^eitere Kreise uns angeschlossen, Kreise, die zu dem An¬ 
schluss an uns durch die langen EAiegsjahre vorbereitet 
waren. Der Krieg hat vielen Juden zum ersten Male den 
Blick auf das Ostjudentum eröffnet. AVer es nicht schon 
früher gewusst hat, musste jetzt erkennen, wie drüben Mil- 
Eonen Juden leiden, auf die alle Grundsätze, die unsere As- 
similanten anwenden, nicht passen. Es gibt dort Juden, die 
zw^ai* staatsrechtlich russische oder polnische Staatsbürger 
wären, sich aber in nationaler Beziehung durchaus nicht als 
Eussen oder Polen fühlen und nichts anderes sein wollen, 
als nur Juden. Und das hat die Erkenntnis mit sich ge¬ 
bracht, dass es doch Juden gibt, die nichts weiter als Juden 
sind und dass man dieser jüdischen Yolksmasse Eechnung 
tragen müsse. Diese Ostjuden wollen rein jüdisch behandelt 
werden, wie sie nur Juden sein wollen. Es musste von 
dieser Erkenntnis aus sich die weitere Einsicht Bahn brechen, 
dass es schliesslich möglich ist, dass auch in mehr west¬ 
lichen Landen Juden existieren, die sagen: „AYir wollen nichts 
anderes sein als Juden, wir wollen auch in nationaler und 
kultureller Beziehung nur Juden sein.“ Und diesen Kreisen, 
die so weit vorgeschritten waren, dass sie wenigstens die 
Möglichkeit eines nationalen Judentums einsahen, musste die 
weitere Erkenntnis kommen, dass wir hier in Posen iu 
einer besonders bedrängten Lage stehen, dass wir nicht 
wissen, wann der Tag kommt, an dem wir mit den 
Ostjuden eine staatliAe Einheit bilden werden. Sie 
mussten anerkennen, dass, wie auch immer die Verhältnisse 
sich gestalten werden, es mit der alten Art nationale Minder¬ 
heiten zu behandeln, nicht mehr weiter geht, dass der zu¬ 


künftige Staat hierin — sei es der preussische oder der 
polnische oder ein besonderer posenscher, — dass jeder Staat, 
der der Nachfolger des altpreussischen werden sollte, 
dessen alte Art nicht wird annehmen können. Auch 
die Juden, die ein nationales und kulturelles Eigenleben 
führen wollen, dürfen nicht zwangsweise einer anderen 
Nationalität zugeordnet und unterdrückt werden. Wenn 
alle Nationen selbständig über ihr Schicksal zu be¬ 
stimmen liaben, wenn allen nationalen Minderheiten die 
Selbstbestimmung in der Form der nationalen Autonomie ein¬ 
zuräumen sein wird, so müssen auch diejenigen, die bisher 
nicht Nationaljuden waren, aber für die Zukunft sorgen 
wollen, zur Erkenntnis gelangen, dass unsere Politik die 
richtige ist, die diejenigen Juden zusammenschliesst, die nicht 
deutsche und nicht polnische Interessen, sondern jüdische In¬ 
teressen mit den Forderungen nationaler Eechte hier im 
Lande vertreten. Dass es nationale Forderungen und Eechte 
gibt, dass die jüdische Nationalität besteht, wer möchte das 
jetzt wohl noch bestreiten! Das jüdische Volk lebt in seinen 
15 Millionen Menschen, es reckt sich mächtiger und kraft¬ 
voller denn je empor, sein nationales Eecht auf Palästina, 
sein Selbstbestimmungsrecht in allen Ländern wird von den 
Edelsten und Mächtigsten der AVelt anerkannt. Ich kann 
Ihnen mitteilen, dass der Kreis derer, die diesen Gedanken¬ 
gang mit uns gemacht haben, kein geringer ist; auf Ziffern 
werde ich noch zurückkommen. Diejenigen, die mit uns 
gegangen sind, haben sich damit keine Treulosigkeit 
gegen das deutsche Volk zuschulden kommen lassen. 

Meine Herren, wir alle wissen, wie wir zum deutschen 
Volke stehen. Wir wissen, dass wir mit dem deutschen 
Volke Sprache und Kultur, Sitte und Gesetz, Wirtschaft und 
Ordnung teilen. Gerade jetzt, wo das deutsche Volk am 
Boden liegt, empfinden Avir, wie nahe wir ihm verbunden 
sind. Das alles aber macht uns nicht unser Volk 
vergessen, mit dem wir durch unsere Väter ver¬ 
bunden sind, mit dem wir vor Gott und Menschen 
eine Einheit bilden, das auserwählte Volk. Auf Grund 
unsere Politik haben wir es nunmehr soweit gebracht, dass 
Avir die stärkste jüdische Partei in unserem Lande hier sind, 
über die mächtigste und' die kraftvollste Organisation verfü¬ 
gen. 52 Synagogen-Gemeinden haben sich uns an¬ 
geschlossen. Wir begrüssen heute ihre A'^ertreter und 
auch die Vertreter der Avenigen Gemeinden, die sich uns 
noch nicht angeschlossen haben, und von denen Avir hoffen, 
dass der heutige Tag sie uns näherbringen wird. Wir können 
mit Freude darauf hinAveisen, dass Avir gerade in diesen letz¬ 
teren Gemeinden viele Einzelmitglieder haben, dass uns eine 
grosse Anzahl Yon Vertrauensleuten in der Provinz unter¬ 
stützen. Ueber die Grösse unserer Anhängerschaft in der 
Stadt Posen gibt die Stadtverordneten wähl die beste 
Auskunft. Mehr als drei Vierteile der Posener Juden¬ 
schaft gehört zu uns. So fühlen wir uns bereditigt, 
uns vor aller Oeffentlichkeit als die Vertretung der 
Juden auszugeben. Sorgen Sie dafür, dass diese Legiti¬ 
mation noch grösser Avird. Wir haben unsere Mitglieder 
nicht durch agitatorische Tätigkeit gewonnen;' sie sind zu uns 
gekommen, Aveil sie mit den Grundsätzen unserer Politik 
einverstanden sind. AVir haben die Freude, dass unsere 
Alitglieder uns nicht nur lose angeschlossen sind, sondern dass 
sie auch die Parolen befolgen, die wir herausgegeben haben. 

AVir liaben uns im Laufe der Arbeitszeit in allen Avich- 
tigen Fragen an unsere Vertrauensleute gewandt und haben 
persönlich und schriftlich zu den wichtigsten Fragen der Po¬ 
litik Stellung genommen. Dies haben AAur durch Parolen 
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vor der Nationalversammlung, den WaKlen zur Preussisclien 
Landesversammlung, den Stadtverordnetenwahlen, durch un¬ 
sere Stellungnahme zu den wichtigen Wirtschafts- und Schul¬ 
fragen bewiesen, durch Rundschreiben, die Sie alle kennen, 
und die das Ergebnis eingehendster Beratungen und sorgfäl¬ 
tigster Erwägungen waren. Wir können mit Freuden kon¬ 
statieren, dass unseren Anregungen, Eatschlägen und Wei¬ 
sungen niemals widersproclien worden ist, dass vielmehr un¬ 
sere Direktiven tatsächlich befolgt worden sind. Wir haben 
von den Synagogengemeinden, an die wir unsere Eund- 
schreiben geschickt haben, gefordert, dass sie den Inhalt der 
Schreiben bekanntgeben, z. B. durch Aushang in den Syna¬ 
gogen oder durch den Gemeindeboten, denn sonst wäre der 
Zweck unserer Bekanntmachung verfehlt. Wir haben immer 
gebeten, dass uns die Herren aus der Provinz über die Stimmung 
ihrer Heimat unterrichten und in allen Fragen unsere Eatschläge 
einholen; wir wiederholen diese Bitte für die Zakunft. 

^ Neben der Zusammenfassung der Juden unseres Landes 
haben wir immer grössten Wert darauf gelegt, unsere Tätig¬ 
keit in Zusammenhang mit den gesamten jüdischen 
Interessen zu bringen, sie der Einheitspolitik des jüdi¬ 
schen Volkes auzupassen. Darum sind wir stets bemüht, mit den 
Stellen des Auslandes in Verbindung zu bleiben, von denen aus 
einheitlich jüdische Gesamtpolitik getrieben wird. In der 
Uebereinstimmung mit diesen Stellen^ haben wir bisher zu 
unserer Freude einen wichtigen Beweis für die Eichtigkeit 
unserer Politik erblicken können. Mit den Nationalräten des 
Ostens und den Organisationen in Basel, Warschau, Kopen¬ 
hagen und Stockholm sind wir in ständiger Fühlung und 
durch sie über alles unterrichtet, was im jüdischen Leben 
der Welt vorgeht. Diese Verbindung ist notwendig und 
nützlich und für die interne Politik von sehr grosser Be¬ 
deutung. So viel von unserer organisatorischen und inner¬ 
jüdischen Arbeit. 

Das nächste Ziel unserer Organisation liegt jedoch in der 
nach aussen gerichteten Arbeit, in der Herbeiführung eines 
guten oder wenigstens erträglichen Verhältnisse zu Deutschen 
und Polen. Wir müssen im Lande in einem politischen 
Verbände, wirtschaftlich mit beiden, kulturell neben ihnen 
leben. Da müssen geregelte Bezieliungen bestehen. Sie zu 
schaffen, hat unser Volksrat • übernommen. Die Politik, die 
wir darin treiben, bringt uns mit beiden Stellen in Berührung, 
mit Deutschen und Polen. lieber die Grundlage unserer 
Stellung habe ich Ihnen bereits Aufschluss gegeben. Wir 
lassen die Friedenskonferenz entscheiden und mischen 
uns in die Machtfragen nicht ein. Im Kampfe selbst, 
der zwischen Deutschen und Polen geführt wird, sind 
wir neutral. Wir können dies sehr gut durchführen, denn 
man weiss von uns, dass wir als Juden niemals Anspruch 
auf das streitige Objekt des Kampfes erhoben. Wir haben 
aber auch in vergangenen Jahrzehnten unsererseits nicht mit- 
getvirkt, , um die Atmosphäre von Hass und Erbitterung zu 
schaffen, durch die jetzt Mer Kampf verschäift wird. Man 
weiss, dass wir als Juden niemals hakatistisch gewesen sind, 

dass wir stets die nationalen Eechte sogar der Minderheit _ 

geschweige denn der Mehrheit — anerkannt und die Unter¬ 
drückungsmassnahmen . gemissbiUigt haben, wie wir selbst¬ 
verständlich im , polnischen Staate eifrige Verfechter auch der 
deutschen nationalen Minderheit sein würden,' Daraus ergeben 
sich unsere, Beziehungen zu den kämpfenden Parteien. 

Die Deutschen sind im Deutschen Volksrat 'organisiert, er 
ist etwas später entständen als wir. Als wir nach ■ dem 
g. November in dem Vorzimmer des Soldatenrats standen, 
da trafen vyir mit einigen deutschen Herren zusammen; wir 
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haben sie erst darauf hingewiesen, dass sie sich auch eine 
Organisation geben müssten. Ob auf unsere Anregung die 
Tat zurückzuführen ist, das wissen wir nicht. , Unser Volks¬ 
rat ist jedenfalls der ältere, an uns haben die deutschen 
Herren gesehen, wie man sich organisieren muss. Wir haben 
mit dem deutschen Volksrat gute Beziehungen unterhalten. 
Es gab einige Fragen, in denen wir gemeinschaftlich beraten 
haben, um einheitlich vorzugehen. So haben • unsere Bürger¬ 
wehren gemeinsam für die Sicherheit in der Stadt bei den 
W ahlen zur deutschen National- und zur preussisclien Landes¬ 
versammlung gesorgt. In andern Fällen ergab sich ein ge¬ 
meinsames Nebeneinanderarbeiten von selbst. Wir sind dann 
bei der Stadtverordneten-Wöhl auseinander geraten und 
zwar aus dem Grunde, weil hierbei die deutsche Politik haka- 
tistisch und antisemitisch betrieben wurde. Hätte es der 
Deutsche Volksrat den deutschen Parteien überlassen, ihrer¬ 
seits vorzugehen, so hätten wir voraussichtlich aucli unseren 
Wählern die gleiche Parole gegeben. Nachdem aber eine 
deutsche Einheitsliste aufgestellt war, konnten wir uns zu 
dieser Liste nicht verstehen. Die deutsche Einheitsliste be¬ 
deutet den geschlossenen Kampf gegen das Polentum, 
bedeutet den hakatistischen Block. WTr mussten erkennen, 
dass wir keinen Anspruch auf Neutralität mehr erheben 
dürften, Avenn Avir uns diesem Block anschlossen. AVir konnten 
aber auch unseren Juden nicht zuniuten, Antisemiten zu 
wählen. So gingen unsereü Tendenzen auseinander; Avir 
haben den richtigen AVeg geAvählt und gefunden; dass wir 
Eecht hatten, das hat man am Ergebnis der Wahl ja ge¬ 
sehen. AVir haben uns in diesem Falle vom Deutschen 
Volksrat^ getrennt. Das sclüiesst nicht aus, dass Avir in Zu¬ 
kunft wieder manches gemeinschaftlich tun können. 

Zu der deutschen Eegierung in Berlin haben wir Bezie¬ 
hungen. Die deutsche Eegierung hat, so oft sie in Posen 
in die A'erhältnisse eingegriffen hat, uns zugezogen. Als am 
30. und 31. Dezember die Minister Ernst und Göhre nsw. 
in Posen zu Verhandlungen ^Aveilten, ist der. Jüdische Volks¬ 
rat zugezogen Avorden. Wir haben uns an den Konferenzen 
beteiligt und haben unseren Standpunkt klar und deutlich 
zum. Ausdruck gebracht. Wir haben .unseren Wunsch um 
nationale Autonomie betont und insbesondere die jüdische 
Schule verlangt. Bei mehrfachen Verhandlungen über AVaf- 
fenstillstand usav. sind Avir A^on deutscher Seite hinzugezogen 
AvOrden. In den letzten Tagen haben wir Avieder ein Zeichen 
des Vertrauens a^oii der deutschen Eegierung erhalten. In Berlin 
tagen die Vorberatungen für die Friedenskonferenz. *Wir sind 
am 6. April durch ein Telegramm eingeladen worden, 
Vertreter naA Berlin zu entsenden, um als jüdische 
Sachverständige unsere Andchten über die Lage und die 
Forderungen der Juden in der Provinz Posen dort mit¬ 
zuteilen. AVir bemühen uns gegenwärtig, die Erlaubnis zur 
Eeise zu erhalten. Unmittelbar nach Eingang der Erlaubnis 
Averden 2 Herren von uns sich auf die Eeise nach Berlin 
machen.*) Sie sehen daraus, dass wir mit den Deutschen im 
EinA'ernehmen stehen. Sie können daraus erkennen, Avie 
Avenig es auf Wahrheit beruht, Avenn andere jüdische Kreise 
glauben, uns bekämpfen zu können, indem sie erklären, wir 
verletzten die Interessen des Deutschtums. Wir sind dazu 
da, jüdische Interessen wahrzunehmen, aber wir wer¬ 
den uns nie dazu hergeben, deutsche Interessen zu 
schädigen. 

Nun zu der' anderen kämpfenden Partei, zu den Polen. 
Mit den Polen haben wir frühzeitig zu verliandeln ange- 
fängen, natürlich, ohne uns in unserer Stellung irgend etwas 

) Die Reiseerlaubnis ist von der Nazelna Rada Ludowa verweigert worden. 
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ZU vergebeu. AVir haben zuerst in den ersten Tagen des 
Monats Dezember mit Herrn Korfanty Eücksprache genominen. 
Das Ergebnis kann ich als bekannt voraussetzen. Es ist 
nicht von unserer Seite, sondern von polnischer Seite nieder- 
gelegt in der Erklärung vom ) 3 . Dezember 1918, die mehr¬ 
fach in den „Mitteilungsblättern^^ zum Ausdruck gebracht wor¬ 
den ist. Diese Erklärung sichert den Juden Rechte zu, und 
Zwar die Gleichberechtigung auf allen Gebieten, die Grenz¬ 
freiheit, Sicherheit, darüber hinaus die Berücksichtigung der 
jüdischen Eigenart in allen staatlichen Betrieben. Die 
Erklärung ist in besonders feierlicher Form abgegeben, sie trägt 
die persöplichen Untersdiriften aller Mitglieder des 
Kommissariats der Naczelna Rada Ludowa. Sie ent- 
wSpricht nicht dem, was bei der Konferenz mit Herrn Korfanty 
von den Juden verlangt worden ist. Es ist bei der ersten 
Unterredung Herrn Korfanty' kein Zweifel gelassen worden, 
dass die Juden, die sich in polnischen Gebieten befinden, die 
Forderung nationaler Autonomie erhoben. Die Polen haben 
das nicht zugesagt. Als der Brief vom 13. Dezember bei 
mir eingegangen war, wurde ich von Herrn K. angerufen, 
er fragte mich, ob ich mit dem Inhalt zufrieden sei. Ich 
habe ervddert, das sich in der Erklärung nichts von nationaler Au¬ 
tonomie finde. I Ji wurde auf die Worte: „Berücksichtigung der 
Eigenart der Juden‘‘ gewiesen und es wurde mir bedeutet, dass 
darunter die nationale' Autonomie ■ verstanden weivle. Dass 
das den wissenschaftlichen Grundsätzen entspricht, möchte 
ich allerdings bezweifeln. Immerhin geht die Zusicherung 
der Berücksichtigung der Eigenart der Juden über das liin- 
aus, was man sonst Gleichberechtigung nennt. Wenn man 
schon die Eigenart einer Bevölkerungsklasse berücksichtigt, 
tut man mehr, als wenn man sie nur gleichberechtigt stellt. 
Indem man auf ihre Eigenart Rücksicht nimmt, behandelt 
man sie bevorzugt, man anerkennt die A^erschiedenheit, ge¬ 
währleistet ihren Fortbestand und verspricht trotzdem gleiche 
Rücksichtnahme in allen staatlichen Angelegenheiten. Grossen 
Wert haben wir auf diese Erklärung nicht gelegt. Aber 
immerhin, wenn wir sie auch nicht als eine magna 
Charta libertatum aufnehmen konnten, so hat sie uüs 
doch in der praktischen Kleinarbeit häufig wertvolle 
Hilfe geleistet. Mancher kleinp Machthaber auf dem Lande 
ist stutzig geworden, wenn wir auf diese Erklärung hiiiweiseii 
konnten, manches Unrecht ist dadurch beseitigt worden. Die 
Erklärung hat uns auch insofern genützt, als wir durch sie eine 
gute Einführung bei den politischen Stellen der Polen hatten, 
und dass wir auf Grund dieser Einführung leichter zu Yer- 
handlungen kommen konnten. 

Es kam die zweite Revolution in den letzten De¬ 
zembertagen 1918 mit ihren ungeheuer grossen 
Schrecken für di^ Stadt Posen, insbesondere für die 
luden. Diese Tage haben die Notwendigkeit eines gewissen 
jüdisch-polnisclien Zusammenarbeitens ergeben. Es drangen 
in die allgemeine Presse Nachrichten über Misshandlungen 
von Juden hier in Posen, die einen pogromartigen Charakter tragen 
sollten. Die Polen befanden sich darüber in einer grossen Erregung 
und baten uns, diese Erklärungen zu berichtigen. Von un¬ 
serer Seite musste zugegeben werden, dass diese Tage Po¬ 
gromartiges in Posen nicht gebracht haben, dass der dahin 
gerichtete Yorwurf unbegründet war. Andererseits lagen 
gegen die nichtpolnische und insbesondere gegen die jüdische 
Bevölkerung eine Anzahl von schweren Ausschreitungen vor, 
denen unser Freund Georg Matthias mit dem Tode zum Opfer 
gefallen ist. AVir haben hiergegen unsere Stimme erhoben 
und Untersuchung verlangt. Sie ist uns ebenso zugesagt 
worden wie Zuziehung unserer Kommission. Wenn wir hin¬ 
sichtlich der Frage der Pogrome den Polen eine Berichtigung 


gegeben haben, so konnten wir das nicht nur mit unserem 
Gewissen sehr wohl vereinbaren, sondern waren im Interesse 
der Wahrheit dazu gezwungen. AYir haben dementsprechend 
in jenen Tagen mit der Rada Ludowa eine Erklärung ver¬ 
einbart, die zur allgemeinen Beruhigung beigetragen 
und, an den Strassensäulen verbreitet, schlimme Folgen 
verhindert hat. Sie hat tatsäclüich dazu geführt, dass die Ge¬ 
müter sich beruhigt haben. AYir haben gerade in diesen Tagen f ür 
die bedrohte Sicherheit der Stadt Posen sorgen müssen und ge¬ 
sorgt. Als, einige Wochen sjiäter wieder Haussuchungen vor¬ 
genommen worden, war auf unseren Antrag jeder Kommission 
ein Jude beigegeben. Der Schreck dieser Haussuchungen 
schwand, als wir sagen konnten, dass sie nur dann vorge¬ 
nommen werden durften, wenn ein Jude bei der Kommission 
zugegen war. Diese Zusage wurde uns von den Polen ge¬ 
halten, und es gab keine Behelligungen mehr. AVir haben 
damals im Zusammenhang hiermit erlangt, dass bei den 
Standgerichten auch luden, die der polnischen Sprache 
mächtig sind, als Richter mitwirken. 

Yon den ersten Tagen im Januar d. Js. an haben wir uns 
mit der Geissei- und Kontributionsfrage beschäftigt. Es sind 
vom Beginn der Feindseligkeiten an an verschiedenen Orten 
insbesondere an der Kampfzone auch Juden als Geissein ein¬ 
gezogen worden. AYir haben zunächst in einzelnen Fällen 
einzugreifen versucht. Am 30 . Januar IQIQ sodann mit 
der Naczelna Rada Ludowa ein Abkommen ver¬ 
einbart worden, worin uns zugesichert worden ist, 
dass die uns angehörenden jüdischen Kreise, also die 
auf neutralem Standpunkt stehenden luden, nicht als 
Geissein genommen werden sollten und dass Kontri¬ 
butionen und Strafgelder nicht genommen werden 
sollten.*) AYir waren auf diese Abmachungen sehr stolz, 
mussten aber zu unserem Befremden wahrnehmen, dass sie 
nicht immer innegehalten wurde. Die Durchführung schei¬ 
terte zumeist an dem AYillen der Obersten Heeresleitung, 
die in militärischen Dingen der N. R. L. nicht unterstellt 
ist. Durch diesen Gegensatz zwischen Oberstem Yolksrat 
und Oberster Heeresleitung war unsere Arbeit sehr erschwert. 
In einer Unterredung am 31 . Alärz bei Herrn v. Plucinski. 
dem A^ertreter des Herrn Abgeordneten Korfanty, haben wir 
im allgemeinen die Frage der Geisse ln und Internierungen 
zur Sprache gebracht. Herr v. P. erklärte, dass die N. R. L. 
unbedingt auf dem Boden der Erklärung vom 30. Januar 
stehe und dass nur diejenigen Juden als Geissein genommen 
werden könnten, die sich etwas haben zuschulden kommen 
lassen, oder die aus irgend welchen militärischen Notwen¬ 
digkeiten heraus interniert werden müssen. Der rein recht- 
iiche Begriff ist hierbei allerdings nicht richtig angewandt. 
Geissein sind begrifflich unschuldig. Insoweit ist uns auch 
wiederholt Befreiung jüdischer Geissein zugesagt. Wir haben 
eine Zusammenstellung aller jüdischen Internierten einge¬ 
reicht zur Yornahme einer Prüfung, ob sich die Geissein in 
speziellen Fällen haben ^ etwas zuschulden kommen lassen. 
Sofern dies nicht der Fall ist, soll ihre Freigabe befürwortet 
werden. Meine Herren, wir sind auf dem Gebiete der Geis- 
seln und Kontributionen sehr in Anspruch genommen worden, 
und wir halten es für selbstverständlich, dass alle Anmel¬ 
dungen von Geissein an uns ergehen. Wenngleich wir theo- 
rethisch die besten Erfolge zu verzeichnen haben, so sind 
sie praktisch oft Aveniger gut ausgefallen. Immerhin sind 
in vielen Einzelfällen durch unsere Vermittelung Be¬ 
freiungen in sehr vielen Erleichterungen erzielt worden. 
So ist es uns hier dieser Tage gelungen, durch Austausch eine 
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Anzahl Juden aus Schildberg aus der Internierung zu be¬ 
freien. Deshalb müssen wir darauf bestehen, dass alle Fälle 
von Internierungen und Kontributionen uns gemeldet werden. 

Wir sind einrneil die nnerkannte Zentralstelle und 
werden unsere Pflicht tun. Misserfolge können unseren 
Eifer nicht lähmen. 

Wir haben in letzter Zeit noch zwei besondere Gebiete 
in Arbeit genommen: erstens haben wir uns darum bemüht, 
Ausweisungen zu verhindern. Es ist uns von Gnesen mit- 
* geteilt worden, dass Juden aus Russisch-Polen, die jahrelang 
in Gnesen wohnen, und gegen die nichts vorliegt, jetzt i^lötz- 
lich Ausweisungsbefehle bekommen haben. Der polnische 
Volksrat hat erklärt, dass solche Ausweisungen nicht von 
der Zentralstelle ausgehen.*) Wir sind fernerhin darauf 
gebracht worden, dass eine Tätigkeit möglich wäre auf dem 
Gebiete der vorzeitigen Rückerlangüng von Kriegsgefangenen. 
AVir haben deshalb alle Gemeinden aufgefordert, uns schnell¬ 
stens die ihnen bekannten jüdischen Kriegsgefangenen mit 
genauer Adresse mitzuteilen. 

So, meine Herren, sehen Sie, dass wir uns bemüht haben, 
die Grundlage für unsere Rechte zu schaffen. AVir sind in 
unseren Ansprüchen nicht zurückgegangen; wir haben die 
Forderungen, die wir am ersten Tage aufgestellt haben', auf¬ 
recht erhalten. AVir haben uns bemüht, da tätig zu sein, 
wo jüdische Interessen auf dem Spiele standen. Wir haben 
nicht immer praktisch erreicht, was uns zjigesagt worden ist. 
Wir dürfen aber nicht entmutigt dastehen, wir müssen be¬ 
denken, dass erst 5 Alonate hinter uns liegen, dass die A^er- 
hältnisse noch ungeklärt sind. Alan muss es der polnischen 
Regierung zugute halten, dass sie Kriegsmassnahmen treffen 
muss. Andererseits müssen wir uns vor Augen halten, dass 
unsere Erfolge nicht gering sind, dass, schon etwas an dem 
Ziele erreicht ist, zu dessen Verwirklichung wir unaufhörlich 
arbeiten müssen — an den Rechten des jüdischen A^olkes. 

Unsere nach auswärts gerichtete Politik geht dahin, Auf¬ 
klärung über unsere Ziele und Bestrebungen zu schaffen, 
Sympathien zu erwecken und uns dadurch Unterstützung und 
Hilfe zu schaffen. So haben wir das „Mitteilungsblatt^^ ge¬ 
schaffen, das unseren Ideenkreis populär zu machen hat. 
Unser Blatt ist bekannt geworden und hat uns die Möglich- 

=••■) Inzwischen ist durch unsere Tätigkeit der Aufschub der Ausweisungen 
gesichert. 


keit geschaffen, unserer Stimme in der Welt Gehör zu ver¬ 
schaffen. Alle unsere AA^ünsche haben' wir zum Ausdruck 
gebracht; das haben wir insbesondere im Sonderheft getan. 

Als die Entente-Kommission hier in Posen war (am 
15. März), hatten unsere Vertreter Gelegenheit, bei 
ihr Vortrag zu halten. Wir haben die Gewissheit dass 
unsere Wünsche an zuständiger Stelle gehört werden. 

Meine Herren, ich bin am Schlüsse lüeines Tätigkeits¬ 
berichtes; ich habe mich bemüht, einen Ueberblick zu geben 
und ich glaube, Sie werden mir Recht geben, wenn ich am 
Anfang gesagt habe, dass unsere Arbeit schwierig und um¬ 
fangreich ist. AVas wir erreichen konnten, ist nur erreicht 
worden, weil uns stets ein einheitliches Prinzip beherrscht 
hat. Wir haben uns um die Landespolitik kümmern 
müssen nicht aus Liebhaberei, sondern weil es 
geboten war, dass die Juden hier ihr Schicksal selbst 
in die Hand nehmen. 

AAAs wir mit unserer Landespolitik erstreben, ist, den 
Juden in Posen, die ein bodenständiges Element der Bevöl¬ 
kerung bilden, ein erträgliches Los zu bereiten, sie in ge¬ 
ordneten wirtschaftlichen Positionen zu erhalten, ihnen die 
Möglichkeit zu gewähren, ihre Religion, Kultur, und Eigenart 
zu pflegen, an den bedeutsamen Aufgaben der jüdischen Ge¬ 
samtheit sich zu beteiligen und an den grossen Fragen der 
Menschheit mitzuarbeiten. Wollen wir deshalb einen Staat 
im Staate? Hein, daran wird nicht gedacht. Die Juden 
sind überall gute Staatsbürger — die besten da, wo man 
sie am freiesten behandelt. Wo sie in grösseren Massen 
siedeln — und das wird in Posen der Fall sein - . und 
wo sie es in ihrer Mehrheit verlangen — das ist bei uns 
der Fall ■ müssen sie nationale Autonomie verlangen. 
AVollen^ir deshalb in Posen ein Judaeo^Polonia errichten? 
Das ist noch niemandem eingefallen und kann uns am we¬ 
nigsten jetzt in den Sinn kommen, wo unsere Forderungen auf 
eine staatlicli,e Selbständigkeit in Palästina sich der Erfüllung 
nähern. Aber freie Bürger wollen wir im freien Staate sein. 
Und wenn wir wieder einmal aus einem Alizrajim nach Erez 
Israel ziehen, so wollen wir nicht als Knechte, sondern als 
Freie in aufrechter Haltung ausziehen. Dann wollen wir 
Liebe und Treue den Ländern bewahren, in denen wir unser 
und ihrer würdig nach den edlen Grundsätzen AV'ilsons in 
Fieiheit gelebt haben. 


Eröffnung der jüdischen Schule. 


Der Jüdische A^olksrat hat von Beginn seiner Tätigkeit 
an sich um die Gründung eines jüdischen Schulwerks, ins¬ 
besondere um die Errichtung einer jüdischen Schule in Posen 
bemüht. Der erste an die Schu'ldeputation der Stadt Posen 
gerichtete Antrag auf Zulassung einer jüdischen Schule in 
Posen ist abgelehnt worden. Auf die dagegen an die Scliul- 
al^teilung der Posener Regierung gerichtete Beschwerde ist 
nachstehender Bescheid vom 5. April d. J. eingegangen: 
Regierung H. Posen, den 5. April ^g^g. 

Durch die Ober-Präsidial-A^erfügung vom 25. Januar 
d. Js. haben auch die unter uns wohnenden Juden das 
Recht auf eigene konfessionell jüdische Schulen erhalten. 
So auch in der Stadt Posen, und ist in dieser Hinsicht der 
Beschluss der städtischen Schuldeputation vom 8. März IQIQ, 
welcher sich grundsätzlich gegen eine jüdisch konfessioneli® 
- Schule wendet, unzulässig und hinfällig. 


Sofern der jüdische A^olksrat es nachweist, dass mit dem 
neuen Schuljahr anfangs Mai, mindestens 40 Schulpflichtige 
Kinder die jüdisch-konfessionelle Schule werden besuchen 
wollen, so ist hierzu eine Schulklasse mit jeder nötigen Aus¬ 
stattung und Unterhaltung herzugeben, und in erster Linie 
der Lehrer Brzezinski mit der Leitung dieser Schule zu 
betrauen. Werden mehr als 40 Kinder Zusammenkommen 
so wird die jüdische Schule als eine zweiklassige 
mit zwei Lehrkräften einzurichten sein. AVi^' sehen Ihrem 
diesbezüglichen Berichte entgegen, wie die Schule, betreffend 
Räume, Lehrer, Unterrichtsplan und Unterrichtsstoffver¬ 
teilung eingerichtet und versorgt sein soll. 

An den Magistrat, Schuldeputation Posen. 

gez. S u c h 0 w i a k. 
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Bevor durch diesen Bescheid die Eröffnung der jü¬ 
dischen Schule in Posen zu Beginn des neuen Schuljahres 
gesichert erschien, hatte es der Vorstand der Synagogen- 
Greineinde zu Posen für nötig befunden, seine Bedenken gegen 
dieses Schuhverk bei der Naczehia Eada Ludowa zum Aus¬ 
druck zu bringen. Im Hinblick auf diese Eingabe des Vor¬ 
standes der Synagogen-G-emeinde sind gewisse Verzögerungen 
in der Hergabe der Schulräume entstanden. Der Protest der 
Gemeinde hat es auch bewirkt, dass der Fortbestand der 
Schule von der Behörde an die Bedingung der zukünftigen 
Zustimmung der Naczelna Rada Ludowa geknüpft ist.*) Immer¬ 
hin ist die Schule eröffnet und zwar mit etwa 50 Kindern, 
die auf die beiden untersten Klassen verteilt sind. Die Er¬ 
öffnung hat mit Beginn des Schuljahres am 1 . Mai vor¬ 
mittags g IThr in den Räumen Kl, Gerberstrasse 11 statt¬ 
gefunden. Zu genannter Zeit Avaren dort die Schulkinder 
und eine grosse Anzahl von Eltern A^ersammelt. Herr Lehrer 
Brzezinski eröffnete die kleine Feier mit einer Ansprache, 
in der er seiner Freude über die Gründung einer jüdischen 
Schule in Posen Ausdruck verlieh, und hervorhob, dass die 
Namen Cahwy, Galland und Kollenscher in der Geschichte 
der Schule unvergesslich bleiben werden. Er dankte den 
Leitern des jüdischen Volksrats für ihre Mühe und'Ausdauer, 
den Eltern für das Vertrauen, das sie der Schule entgegen- 
bringeh. Darauf richtete Herr Gemeinderabbiner Dr. Freimann 
einige herzliche Worte an Eltern und Kinder und wies be¬ 
sonders auf das religiöse Moment hin, das für den> Geist 
dieser Schule ^ so Avichtig und kostbar ist. Herr Brzezinski 
sprach darauf noch einmal zu den Kindern, indem ei^ ihnen 
in Form eines Märchens ihre Pflichten klar legte. 

Wir erblicken in der Eröffnung dieser Schule den Beginn 
eines umfassenden jüdischen Schuhvesens für Stadt und Piwinz 
Posen und betrachten deshalb dbn ^. Mai als einen denk- 
Avürdigen Tag in der Geschichte des jüdischen Lebens im 
Posener Lande. 

Die Zustimmung ist am 16. 5. 19 eingegangen. 


Statt, Avie zu erAvarten stand, sich Avenigstens vor der 
Macht der Tatsache zu beugen und eine nunmehr beste¬ 
hende jüdische Einrichtung, die den höchsten und edelsten 
Zwecken des Judentums, der Verbreitung der Lehren, gilt, 
zu dulden, hat der Vorstand der Synagogeu-Gemeinde Posen 
es für zAveckmässig erachtet, seinen Widerspruch den Behörden 
gegenüber nochmals in Erinnerung zu bringen.' Wir müssen 
dieses Verfahren umsomehr geissein, als die jüdische Schule 
in Posen sowohl Avie das gesamte SchiÜAA^esen, dessen Grün¬ 
dung Avir beabsichtigen, sich nur auf dem Grundsatz der 
FreiAvilligkeit aufbaut. Niemand soll gezAvungen Averden, 
seine Kinder in unsere Schule zu schicken; jedem sollen 
andere ^Lehranstalten offenstehen. Wenn, trotzdem diese 
Grundsätze vielfach öffentlich bekannt gegeben Avurden, der 
Vorstand der Synagogen-Gemeinde die jüdische Schule zu 
unterdrücken bemüht ist, so handelt er gegen die an¬ 
erkannten Grundsätze der Freiheit und Gerechtigkeit. — 
Die sämtlichen Schuleltern haben dem Vorstand darauf 
die gebührende Antwort erteilt. Sie haben von ihm, der doch 
auch ihre Interessen zu vertreten hat, die Rücknahme des 
Widerspruches A^erlangt. Der Vorstand AAÜrd sich diesem 
Verlangen der Gemeindemitglieder, die in ihren die Erziehung 
ihrer Kinder betreffenden Angelegenheiten A^on der Syna¬ 
gogengemeinde doch keinesfalls geschädigt Averden dürfen, 
und über die sich der Vorstand auch nicht als ungerufener 
Ratgeber und unbestellter Vormund auf werfen darf, nicht ent¬ 
ziehen können. 

Wid aber auch die Entscheidung des gegeiiAvärtigen Vor¬ 
standes ausfallen AAÜrd — Avir haben zu seinem durch 
»Liberalismus« geblendeten Verständnis für jüdische Ange¬ 
legenheiten kein Vertrauen — der Bestand der jüdischen 
Schule ist gesichert. Die Verordnung des Oberpräsidenten, 
die konfessionelle Schulen anordnet, ist bestehendes Recht — 
auch für die Juden. Die Naczelna Rada LudoAva kann und 
Avill — das Avissen Avir — von diesem Prinzip nicht abAveichen. 




Neue Aufgaben. 


Auf seine erste Bezirkstagung kann der Posener Volksrat 
mit Befriedigung, zurückbhcken. Sie war ein imponierendes 
Vertrauensvotum der Juden unserer Provinz; sie war dar¬ 
über hinaus ein klarer BeAveis für die Notwendigkeit seiner 
Existenz. Darüber besteht Avohl kaum noch eine Meinungs¬ 
verschiedenheit, dass wir Posener Juden durch’ die umwäl¬ 
zenden Ereignisse der letzten Monate, unserer politischen 
Geltung beraubt, nur mehr Objekte der Gesetzgebung und 
recht passiA^e Objekte der Avirtschaftlichen Entwickelung ge¬ 
worden sind. Was auf Grund dieser Einsicht innerhalb des 
Volksrats an positiver Arbeit geleistet worden ist, verdient 
die dankbarste A.nerkennung. Die Erwartung ist berechtigt, 
dass auch fernerhin der Volksrat gegen jede Rechtsverkürzung 
den Juden gegenübe!* Stellung nehmen und unsere berech¬ 
tigten Ansprüche mit der gleichen Würde Avie bisher ver¬ 
treten wird. So Avird der Volksrat nicht nur eine, sondern 
die Org;anisafton zur Verteidigung der. Rechte der Juden im 
polnischen Staate Averden. 

Hiermit erAveitert sich für ihn der Rahiiien seiner Auf¬ 
gaben ganz erheblich im Hinblick auf die Aveit zahlreicheren 
Ostjuden in Kongress-Polen und Galizien. Sie Averden nun¬ 
mehr voraussichtlich auch in staatsrechtlichem Sinne unsere 
Volksgenossen und die Sorge um sie muss uris ein tiefes 


Herzensanliegen sein. Unsere östlichen Brüder sind bisher 
noch nicht von den Avärmenden Strahlen der Gleichberechv 
tigung, nicht einmal der papiernen, beschienen Avorden; ihre 
politischen Rechte Avaren unter der zaristischen Regierung 
und auch unter Oesterreich so eingeschränkt, dass wir in 
ihnen die Avahren Träger des Golus in-'Seiner erschütternden 
Wirklichkeit zu sehen haben. Es ist bekannt, dass ihr Wohn¬ 
recht auf bestimmte Rayons beschränkt AA^ar, dass sie nicht 
berechtigt Avaren, Land zu erwerben, dass der Zugang zu 
vielen Berufen ihnen Awsagt Avar, dass sie dadurch wirt¬ 
schaftlich auf eine Stufe hesrabgedrückt wurden, die erheblich 
unter dem normalen Existenzminimum lag, södass dadurch 
eine tiefe Verelendung der grossen Massen eintreten musste.' 
Wir haben von der Zukunft auch nichts Besseres für die 
Ostjuden zu erAvarten; denn die antisemitischen Ausschrei¬ 
tungen seitens der Polen sind bekannt, Sie lassen jede Be¬ 
fürchtung zu, Avenn nicht sofort in die Verteidigung der 
Rechte der polnischen Juden eingetreten Avird. 

Der vom Volksrat ausgearbeitete und der Entente-Kom¬ 
mission übergebene Entwurf einer autonomen Gesetzgebung' 
für die Juden Polens stellt im grossen und ganzen die Linie 
‘dar, auf der sich die Forderungen für die Ostjuden zu be¬ 
wegen' haben. Ob und inAvieAveit dem berechtigten Anspruch 
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auf autonome Entwickelung auf der Friedenskonferenz ent¬ 
sprochen werden wdrd, muss abgewartet werden. Wie aber 
auch das Schicksal dieser Forderungen sein mag, wir kön¬ 
nen nicht darauf verzichten, für eine menschen¬ 
würdige Behandlung von 3 Millionen unserer 
Grlaubensbrüder, für ihre politischen Eechte, wie 
für die Hebung ihrer wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse mit unserer ganzen Kraft zu kämpfen. 

Zu diesem Zwecke müssen mr vor allem mit unseren 
Brüdern im Osten Fühlung zu gewinnen suchen, nicht als 
Kulturträger, denn nur ihre äussere Kultur ist niedriger als 
die unsere, sondern in dem brüderhchen Wunsche, ihnen 
näher zu treten und ihnen zu helfen. Wir müssen ihnen 
die Wege zu einer zielsicheren Organisation zeigen, müssen 
ihnen Einsicht gewähren in die Glieder unserer zur Ver¬ 
teidigung unsere Rechte geschaffenen Organe und Verbände, 
müssen durch Austausch der Gedanken uns gegenseitig be¬ 
fruchten und müssen die Ueberzeugung in ihnen wecken, 
dass der organisierte Kampf ums Recht eine sittüche Pflicht 
der Gemeinschaft ist, und dass wir diesen Kampf brüderlich 
mit ihnen zusammen führen wollen. 

Eine unerlässliche Vorbedingung hierfür ist aber — dar¬ 
über besteht wohl kein Zweifel — eine völlige berufliche 
und soziale Umschichtung. Ist eine solche schon bei uns, 
den westpolnischen Juden, dringend erforderlich, um wieviel 
mehr wird sie bei einer Massensiedelung dringliches Gebot* 
wo Millionen Juden, wie in Kongress-Polen und Galizien aut 
verhältnismässig engem Raum zusammenwohnen. Frei- 
zügigkeit, das Recht auf Landerwerb und die Be¬ 
siedlung des Landes mit Juden, die Erziehung 
der Juden zu körperlicher Arbeit und zum Hand¬ 
werk sind in erster Linie anzustreben. An vorhandene An¬ 
sätze wird hier zweckmässig angeknüpft werden können. 
Gelingt es, diesen Plan in grösserem Umfange zu verwirk¬ 
lichen, so werden dadurch nicht nur viele Vorurteile be- 
seitigt; auch in den Juden selbst wird die Liebe zur Heimat 
und die Bodenständigkeit vertieft; sie werden allmählich als 
wertvolle Bürger ihres Staates anerkannt werden und sie 
werden selbst ein erhöhtes Bewusstsein ihrer Staatszugeliörig- 
keit gewinnen. 

Trotzdem wird mit einer starken Abwanderung nach dem 
Westen zu rechnen sein. Da ergibt sich wieder für uns 
westpolnische Juden die Aufgabe, die erste Welle der Aus¬ 
wanderer hier aufzufangen und durch eine sorgfältige Orga¬ 
nisation den Strom in die geeigneten Kanäle zu leiten. Es 


muss in Posen eine Ein wa ndererz entrale gegründet 
werden, durch welche die zuwandernden Ostjuden beraten, 
in der ihnen die Ortschaften und Gegenden nachgewiesen 
werden, in welchen sie Mederlassungsmöglichkeiten finden. 
Hierfür werden in erster Linie die Städte und Gemeinden 
der Provinz Posen selbst in Frage kommen. Sie können 
durch den Zustrom aus dem Osten neue Belebung und För* 
derung erfahren, auch wenn sie ihn anfangs mit nicht un¬ 
gemischter Freude empfangen dürften. Die Vorurtöile werden 
schwinden, sobald die Zuwandernden sich als fleissige, brave 
Leute erweisen werden, die nicht der Gemeinde zur Last 
fallen, sondern unter günstigeren äusseren Verhältnissen ihr 
Brot finden wollen. 

Nicht minder wichtig wird die Be,gründung einer 
Auswanderer-Beratungsstelle sein. Es kann nicht, 
ausbleiben, dass grössere Massen nach den w^estlichen Ländern 
oder nach Palästina, dem Lande, das sie mit der Seele 
suchten, auswandern. Nichts wäre verhängnisvoller, als eine 
planlose Auswanderung, sie würde- das Elend nur vergrössern. 
Straffe und zielbewusste Organisation der Auswanderung nur 
kann den Heimatlosen eine sichere Heimstätte, den Bedrückten 
eine frohe Zukunft sichern. Nur eine Organisation, die in 
den aufnahmebereiten Einwanderungsländern ihre korrespon¬ 
dierenden Zweigstellen hat, kann den Juden, die auswandern 
müssen, wirkliche Hilfe bringen; nur sie kann ihnen Arbeits¬ 
und Erwerbsmöglichkeiten schaffen, nur si^ kann ihnen An¬ 
siedelungsgelegenheiten nachwei*sen. 

Gelingt es dem Volksrat, das Hilfswerk an unsern Brüdern 
im Osten sowohl durch wirksame Hilfe in ihrem Kampfe 
um ihr Recht im Innern des Landes, als auch durch treue 
Beratung bei ihrön Ansiedelungs- und Auswanderimgsbestre- 
bungen zu organisieren, so würde er damit zu der segens¬ 
vollsten jüdischen Organisation sich auswachsen können und 
den Dank aller Juden des Weltalls liierfüi’ ernten. 

Alle aber, die an dieser grossen Aufgabe mitzuarbeiten be- 
rnfen sein werden, mögen erfüllt sein von dem Geist des. 
Dichterwortes : 

„Wir wollen sein ein einzig Volk von Brüdern, 

In keiner Not uns trennen und Gefahr; 

Wir wollen frei sein, wie die Väter waren. 

Eher den Tod, als in der Knechtschaft leben; 

Wir wollen trauen auf den höchsten Gott 

Und uns nicht fürchten voi’ der Macht der Menschen 

Alfred Marcus, Pinne. 


Zur Ostjudenfrage. 


II. Posen dis Siedlungsidnd. 

Die Provinz Posen ist ein überwiegend agrarisches Land. 
Von ihrer Gesamtfläche von qSQQQ qkm werden 75 % land¬ 
wirtschaftlich genutzt. Sie ist Ueberschussgebiet, besonders 
für Brotgetreide, Futtermittel, Kartoffeln und Zucker. Der 
Grossgrundbesitz, worunter Betriebe mit mehr als lOO ha 
Anbaufläche verstanden werden, nimmt noch heute fast die 
Hälfte der gesamten Wirtschaftsfläche ein. Seine Verringe¬ 
rung durch Schaffung von deutschem Bauernland war das 
Ziel der preussischen Ansiedlungspolitik. Bis Ende igi8 
hat die Ansiedlungskommission 827 Güter erworben, davon 
etwa Ys deutscher Hand. Sie hat von dei* erwoi'benen 


Gesamtfläche von 466323 ha 403837 ha aufgeteilt und 
hieraus 21784 Ansiedlungsstellen geschaffen, davon die 
grössere Hälfte mittlere Bauernwirtschaften von ^ o bis 20 ha. 
Die Auswalü der Ansiedler erfolgte lediglich nach dem von 
Bismarck bei der Begründung des Entwurfs des Ansiedlungs¬ 
gesetzes hervorgehobenen Leitgedanken, die Verhältniszahl der 
polnischen und deutschen Bevölkerung zum Vorteil der Deut¬ 
schen zu bessern. Dieser Grundsatz führte u. a. dazu, die 
Ansetzung von Ansiedlern aus Posen und Westpreussen'dau¬ 
ernd einzuschränken. Man fürchtete wie der Bericht der 
Ansiedlungskommission besagt, „durch die Zulassung von Ein¬ 
heimischen zu der aussichtsvollen Ansiedlung den Verkauf 
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alter deutscher Wiitschafteu an Polen zu begimstigeu und 
den deutschen Bauern in den Ansiedlungsprovinzen zu lockern.“ 
Es stammt daher nur wenig mehr als der Ansiedler aus 
Posen und Westpreussen, hingegen fast die Hälfte aus dem 
Ausland, besonders aus Eussland. Die gleiche Yerbindung 
nationaler und wirtschaftlicher Zwecke führte zu der Zurück¬ 
setzung katholischer Ansiedler, „da diese in polnischer Um¬ 
gebung und Kirchengemeinschaft ihre deutsche Nationalität 
nur schwer bewahren können.“ 

Gegenüber dieser Politik, die bewusst den ursprünglichen 
Bevölkernügscharakter des Grenzlandes umzugestalten bestrebt 
war, hatten sich die sogleich nach Errichtung der Ansied- 
lungskommission gegründete Bank Ziemski und die später 
entstehenden zahlreichen polnischen Parzellierungsbanken die 
Aufgabe gestellt, den Grund und Boden vor de,in Uebergang 
in „fremde“ Hände zu retten. Sie wollten den feiDheimischon 
kapitalschwachen Besitzer stärken, den Zwergbauern zur Y^r- 
grösserung ihres Stückchen Landes verhelfen, den landhung¬ 
rigen polnischen Arbeiter, aber auch den Sachsengänger, der 
„in die Welt“ ging, sesshaft machen. In welchem Masse 
ihneil dies gelang, ergibt das statistisch nachgewiesene An¬ 
wachsen der Kleinstellen. Während die Ansiedlungskom¬ 
mission bis 1907 nur 2416 Stellen in der Grössenklasse von 
5 bis lO ha und 1. IQI Stellen von 2 bis 5 ha geschaffen 
hatte, stieg die Zahl der Stellen von 5 bis lO ha in den 
An Siedlungsprovinzen von l 882 bis 1907 um 15 < 217 , in 
der Grösse von 2 bis 5 ha um i ^ Q06, während die eigent¬ 
lichen Arbeiterstellen in der ' Grösse von O bis 2 ha, von 
denen die ' Ansiedlungskommission 2739 bis Ende 1918 an¬ 
gelegt hat, in der Zeit von 1895 bis 1907 um 22449 ab¬ 
genommen haben. 

Lässt man die nationalen Gesichtspunkte einmal ausser 
Betracht, so muss man vom allgemein Avirtschaftlicdien wie- 
vom sozialpolitischen Standpunkt aus den auch aus diesen 
Zahlen sprechenden allmählichen Aufstieg des einheimischen 
Kleinbauern und die Sesshaftmachung des an seiner Heimat 
hängenden Wanderarbeiters als durchaus erfreulich bezeichnen. 
Für die Gesundheit eines jeden Volkes ist das A'erhältnis 
des Menschen zur Scholle entscheidend. Für die Gesamt¬ 
heit ist es fraglos ein Gewinn, wenn der schaffende Land¬ 
mann leicht und unmittelbar Zugang zum Grund und Boden 
findet, wenn der Arbeiter ein , Häuschen sein eigen nennt, io 
dem seine Familie sicher und unabhängig wohnt, und ein 
Stückchen Erde gross genug, um daraus den nötigsten Lebens¬ 
unterhalt zu zielien. Wenn ein hervorragender Vertreter 
der Ansiedlungskommission (vergl. „Die Ostmark“, 1911, 
Seite 75) hervorhebt, dass das polnische Element „auf einer 
breiten Schicht anspruchsloser, fleissiger, fruchtbarer bäuer¬ 
licher und Arbeiterbevölkerung aufgebaut ist“, so sollte man 
meinen, der Schluss läge nahe: Diese gesunde Bevölkerungs¬ 
schicht muss der Staat nach Kräften fördern, nicht aber ver¬ 
drängen. Wenn einst die Geschichte, dem Streit des Tages 
entrückt, ihr Urteil über die 33 Jahre Ansiedlungspolitik 
fällen wird, so wird sie auch die Frage zu beantworten haben, 
ob nicht der preussische Staat das Ziel, eine zufriedene und 
ruhige Bevölkerung im Osten zu schaffen, eher erreicht liätte, 
wenn er die 625 Millionen des Ansiedlungsfonds für die Be¬ 
friedigung des gesunden Landbedürfnisses der gesamten 
einheimischen Bevölkerung, für die. Schaffung von deut¬ 
schen Dörfern und Schulen für deutsche Bauern und Ar¬ 
beiter, von polnischen Dörfern und Schulen für polnische 
Bauern und Arbeiter verwandt hätte. Mildernd wird aber 
stets bei diesen Urteil berücksicditigt werden müssen, dass 
das einfache Volk in dem preussischen Landtag bei der Art 
seiner Zusammensetzung nur äusserst schwach vertreten war. 


und dass die lokalen Behörden, die die Ansiedlungspolitik 
durchzuführen hatten, aus Beamten bestanden, die gleichfalls 
nicht zu den „Einheimischen“ gehörten. Die Kenntnis der 
polnischen Sprache war für das Eegieren nicht nur nicht er¬ 
forderlich, sondern unter Umständen hinderlich, indem sie den 
Beamten der „Gefahr“ aussetzte, länger in dem „unwirtlichen 
Osten“ zu bleiben, als es seinen Wünschen im allgemeinen 
entsprach. So blieb ihm mit der Sprache auch das Empfin¬ 
den des einfachen polnischen Mannes fremd. 

Eine neue Zeit ist angebrochen. Sie muss aus den Fehlern 
der Vergangenheit lernen. Keine Eegierung kann heute die 
Stimme des Volkes überhören und die engste Fühlung mit 
den breiten Volksschichten entbehren. Das polnische Eeich, 
dem die Provinz Posen nach den jetzt veröffentlichten Frie¬ 
densbedingungen einverleibt werden soll, hat aus der eigenen 
Geschichte die verhängnisvolle Wirkung, aber auch die Ei*- 
folglosigkeit von Ausnahmegesetzen kennen gelernt. Es wird 
als Grundsatz für seine Ansiedlungspolitik nur die Freiheit 
des Einzelnen, soweit mit dem Gemeinwohl vereinbar, und 
die gleichmässige Berücksichtigung sämtlicher einheimischer 
Bevölkerungsgruppen gelten lassen können. Es hat es auch 
•nicht nötig, für die Stärkung des zahlenmässig an sich schon 
weit überlegenen polnischen Elements zu arbeiten, wohl aber 
wird es dafür zu sorgen haben, dass die mit der Posener 
Heimat verwachsene deutsche Minderheit und die jüdische 
Einwohnerschaft ihren Wünschen Und Fähigkeiten entspre¬ 
chend Zugang zum Boden erhalten. 

' Hieb soll nun in Kürze untersucht werden, ob di,e aus 
dem Osten etwa nach Posen ein wandernden Juden fähig und 
willens sind, sich landwirtschaftlich zu betätigen, und ferner 
in Posen geeignete Gelegenheit hierzu finden. 

Seit 2 Jahrtausenden sind die Juden der Landwirtschaft 
entfremdet. Wenn die österreichische Statistik von 1900 
zur Landwirtschaft 11 ,4 % aller Juden rechnet, so ist hier¬ 
aus nicht zu entnehmen, dass es in Oesterreich einen jü¬ 
dischen Bauernstand gibt. Die, Juden sind dort Gutsbesitzer 
oder Pächter oder betreiben neben dem Handel auf dem 
Lande noch etwas Garten- oder Landwirtschaft. Die fernere 
Arbeit aber leisten fast stets nichtjüdische Nachbarn oder 
Arbeiter. In Kongresspolen machen die Juden etwa 2,6 % 
der Dorfbevölkerung aus, wogegen sie in etwa 150 Städten 
die Mehrheit, in fast allen Städten nielu* als der Gesamt¬ 
bevölkerung bilden. 

Trotzdem wäre es unrichtig, anzunehmen, dass der Jude 
nur im Handelsberuf und hur in städtischer Umgebung sich 
wohlfülüen kann. Der einseitig ausgebildete Erwerbssinn ist 
gerade durch die Abdrängung von der Scholle hervorgerufen. 
Das Geschäft ist dem einfachen Ostjuden nicht Hauptzweck, 
sondern soll ihm nur die Mittel einbringen, um seinen Un¬ 
terhalt zu bestreiten, seinen religiösen Bedürfnissen nachzu¬ 
gehen und seinen Kindern eine gute Erziehung zu geben. 
Aus diesen Gründen bevorzugt er die Stadt. Wird ihm aber 
, die Möglichkeit geboten, diese Absichten in rein oder über¬ 
wiegend jüdischer Umgebung auf dem Lande zu erreichen, so 
würde er die körperliche und geistige Eignung für den landwirt¬ 
schaftlichen Beruf bei sachgemässer Anleituug wiedererlangen. 

Einen Beweis hierfür bilden, selbst wenn man von den 
Baron Hirsch’schen Kolonien in Argentinien und den jüdischen 
Siedlungen in Palästina absieht, die jüdischen Ackerbauko¬ 
lonien in Südrussland. Alexander I. von Eussland stellte 
1806 den Juden, die sich dem Ackerbau zuwenden wollten 
und ein Vermögen von mindestens 40O Eubeln besassen, 
die Zuteilung geeigneten Bodens in Aussicht. Es erfolgten 
zahlreiche Meldungen^ so dass alsbald 9 Kolonien im Gouverne¬ 
ment Cherson angelegt werden konnten, deren Zahl bis 1899 
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die Zeit gekommen sein, zu der die Vorbedingung hierzu 
erfüllt ist: „Sie üben nichts Böses und handeln nicht ver¬ 
derbt auf meinem ganzen heiligen Berge, denn voll ist die 
Erde mit Erkenntnis Gottes, wie die Wasser des Meeres Bett 
bedecken ?“ 

Das furchtbare Erleben der letzten Zeiten zeigt uns, dass 
Israel noch weit davon entfernt ist, diese seine Mission auf 
Erden erfüllt zu haben. Welcher ist der Weg, den ihm 
Gott vorgeschrieben, um ihn zur Erreichung seines hohen 
Zieles unbeirrt durch die Jahrtausende der Weltgeschichte zu 
gehen, welches die Schutzengel, die ihm Gott zur Begleitung 
gegeben, damit sie Israel bei seiner Wanderung durch die 
feindlichen Mächte schützen? 

An seiner Wiege rief ihm Gott die Worte zu: „Und sei 
ein Segen. — Und die dich segnen, Averde ich segnen, und 
die dir fluchen, denen werde ich fluchen. Und durch dich 
„Averden gesegnet werden alle Familien des ErdbaUs.*^— 

„Und sei ein Segen.— Wie soll das jüdische Volk sein 
Leben einrichten, um dieser Forderung gerecht zu AA^erden? 
In dem Segen, den unser Erzvater Jacob seinen Enkelkindern 
Ephraim und Manasse gibt, sagt er: „Sie mögen den Fischen 
ähnlich zur Menge gedeihen mitten auf Erden.‘^ Hirsch er¬ 
klärt diesen Segen: „In gesondertem Elemente, still, in A^om 
Menschenauge unerieichter Tiefe lebt die Fisch weit ihr Leben. 
Gedankenlos geht der Mensch um Ufer hin und ahnet nicht, 
Avelch’ fröhliches, frisches, glückliches, ungetrübtes Leben sich da 
unten ^n reicher Fülle von Geschlecht zu Gesclilecht entfal¬ 
tet. So, in Mitte der Erde, soll das Jakobgeschlecht in sei¬ 
nem gesonderten Elemente, wohin die umgebende Welt ihm 
nicht zu folgen, dessen Bedeutung sie nicht zu ahnen ver¬ 
mag, ihr stilles, glücklich eigenes Leben A^ollbringen, „fisch¬ 
gleich“ „gleichsam im Wasser ^^imitten der Menschheit auf 
Erden.“ — Dieses so gezeichnete jüdische Eigenleben ist es, 
das wir erstreben müssen, um unserer Mission „ein Segen 
zu Averden“ auf Erden gerecht zu Averden, und dies bedeu¬ 
tet die Forderung der „nationalen Autonomie,“ die Avir an 
die Völker stellen. -— Der Ausdruck „nationale Autonomie“ 
ist deshalb nicht glücklich gCAvählt, und gibt zu dem Miss¬ 
verständnis Veranlassung, dass Avir ein Staat im Staate 
sein wollen, Aveil der Begriff des jüdischen Nationalismus und des 
Nationalismus der Völker, wie Avir auseinandersetzten, keine 
commensurabeln Werte sind. — Der Jude, der treu seiner histo¬ 
rischen Aufgabe, treu seinem jüdischen Nationalismus, treu 
seiner Volksreligion, treu seinem Religionsvolke, mit seinen 
jüdischen Volksgenossen das jüdische Eigenleben lebt, gerät 
niemals mit dem Grundsätzen des Staates in Kollision, in 
dessen Mitte er lebt, sondern Avird das Wohl desselben, — 
Amn Religions Avegen, — das heisst mit seinem ganzen 
Können zu fördern suchen. — Als Israel in’s Exil herauszog, 
gab ihm der Prophet Jeremias die Weisung mit: „Und 
fördert das Wohl d^r Stadt, in die ich euch in Verbannung 
schicke, und betet für sie zu dem Ewigen 5 denn in ihrem 
Heile Avird euch Heil sein.'‘‘ Je treuer der Jude zu seinem 
jüdischen Volke steht, desto mehr ist er geschützt gegen 
jene Köpfe und Herzen A^erAvirrende, mit Recht als staats¬ 
feindlich bezeichnete Bestrebungen, die in unsere Tagen an 
den Grundfesten der Staatengebäude rütteln. Und wenn zu 
den Führern jener Bewegung leider auch Juden gehören, und 
als solche besonders auf fallen, so kann man sicher sein dass 
dies Juden wohl nach ihrer Abkunft, aber nicht nach ihrem 
Willen sind. — Als der bekannte russische Minister Trotzki 
auf die Folgen seines Treibens für die Juden von Winawer 
aufmerksam gemacht wurde, fertigte er ihn mit den Worten 
ab : „Gehen Sie zu Ihren Juden hin und sagen Sie Ihnen, 


dass ich kein Jude bin und mit Juden nichts zu tun habe“. 
(Vgl. Israelit, den 24. April IQIQ.) 

Und Ihr Völker, die Ilm dem Judentum diese Elemente 
zur Last legen Avollt, klopft an die eigene Brust und fragt 
Euch, ob nicht Eure Verfolgungen und Unterdrückungen 
diese Elemente gezüchtet haben, die ehemals jüdisch waren 
jetzt aber dem Judentum wesensfremd sind und die heute 

durch Eure Schuld eine Gefahr für den Staat Averden. _ 

Das eben skizierte jüdische Eigenleben trägt als sein Motto 
den Satz : „Heilig sollt Hir sein dem Ewigen, Euern Gott, 
denn heilig bin ich der Ewige, Euer Gott“ und findet sein 
nationales Zentrum nicht in irgend Avelchen Machtgelüsten, 
sondern in dem Erbe der Väter, in der am Sinai empfange¬ 
nen Lehre, der Thora und ihrem Gesetz. — Sie ist der 
ewige Jungborn des Volkes. — „Ein Baum des Lebens ist 
sie für die, die an ihr festhalten.“ — Sie hat das Volk 
Israel getragen, durch die Jahrtausende, ihre Pflege hat 
trotzdem der Volkskörper gepeinigt und gemartert wurde, 
die Volksseele gesund und frisch erhalten. — Als die 
Römer in ihrer Verfolgungswut mit scharfem Blick erkannt 
hatten, dass nur die Beschäftigung mit der Thora das natio¬ 
nale Leben der Juden trotz der Zerstörung des Tempels, 
trotz Knechtung des Landes, trotz Hinschlachtung A^on Millio¬ 
nen erhielt, und die Beschäftigung mit der Thora A^erboten, 
Avurde der greise Gesetzeslehrer Rabbi Akiba A^on Schülern 
gebeten, seine Gesetzes Verträge im Interesse der Erhaltung 
seines Lebens einzustellen. Rabbi Akiba antAvortete ihnen 
mit einer Fabel. — „Ein Fuchs, welcher die Fische am 
Ufer unruhig herumschwimmen sah, weil man ihnen mit 
Netzen nachstellte, riet ihnen, sich auf’s Land zu begeben, 
um bei ihm sicher zu Avohnen. Aber die Fische, den Rat 
A^erschmähend, erAviderten: „wenn wir in unserem eigenen 
Element nicht sicher sind, um Avieviel Aveniger wären wir 
es, AA^enn wir uns daraus entfernten.“ Daraus zog Rabbi 
Akiba die NutzauAvendung: „Unser Lebenselement ist die 
Lehre, geben Avir sie auf, dann haben wir sicherlich noch 
mehr zu fürchten.“ — Willig erlitt Rabbi Akiba dann den 
Märtyrertod, als er in Konsequenz seiner Lehre dem Willen 
dei römischen Machthaber trotzte und seine Lehiworträge 
fortsetzte; utiter den grausamsten Foltern hauchte er mit 
dem „Schema Jisroel“ seine reine Seele aus. 

So ist die Thora unsere Fahne geblieben, um die wir in 
allen Kämpfen der Jahrtausende uns geschaart haben und 
mit Recht singt der Dichter Amn ilir: 

„Dies ist das himmlische Panier, 

Um das Avir mutig stritten. 

Und tausend Tode haben wir 

Um dies Panier gelitten.“ 

Der jüdische Geist ist durch die Beschäftigung mit der 
Thora befähigt geworden, auf allen Gebieten menschlicher 
Kulturarbeit AvertA^ollste Dienste zu leisten. „Tauro im derech 
Erez“, „Thora gepaart mit moderner Kultur“, so soll das 
Losungswort des jüdischen Volkes lauten. Die harmonische 
Durchdringung beider Arbeitsgebiete befähigt erst den jüdischen 
Menschen zu seiner Aufgabe, „ein Segen zu sein“. Die Be¬ 
schäftigung mit der Thora hat durch die Jahrtausende wäh¬ 
rende Arbeit Aueler Generationen in dem jüdischen Geiste 
Energieen von bewunderungSAvürdiger Stärke und Mannig¬ 
faltigkeit aufgespeichert. — So Avie Avir bei dem Edelmetall 
Radium in den letzten Jahren geheimnisA^olle Kräfte kennen 
gelernt haben, Avie wir gesehen haben, dass es Strahlen aus¬ 
sendet A^on wunderbarer Art, AAÜe Kraft der einen Art sich 
umsetzt in Kraft der anderen Art, ohne dass Avir die Zu¬ 
sammenhänge ganz begreifen, so sehen Avir auch A^on dem 
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jüdischen Yolksgeist, von seinem Thorageiste Umwandlungen 
und Ausstrahlungen; so sehen Avir seine unerschöpfliche 
Energie sich in segensreicher Weise betätigen auf allen Gre- 
bieten menschlichen Wissens und Könnens. Um nur einige 
segensreiche Umsetzimgen dieser Thorageistenergie anzu¬ 
deuten, Avolieii Avir daran denken, wie die Verstandes- und 
Seelenkräfte so sehr schärfende Beschäftigung mit dem Talmud 
bei Kindern und Enkelkindern sich in ausserordentlicher Be¬ 
gabung in den Wissenschaften de;r Medizin, der Jurisprudenz, 
der Mathematik, in Begabung für kaufmännische Berufe und 
anderen zeigt. — Aber wie die Energie des Radiums sich 
Avenn auch ganz langsam erschöpft., wenn seine Ausstrah¬ 
lungen sich in andersartige Kräfte umsetzen, so wollen Avir 
auch nicht vergessen, dass auch der jüdische Gleist und seine 
Energie sich durch seine Ausstrahluugen erschöpft, wenn er 
sich nicht immer wieder erneuert lind seinen Energie verrat 
immer Avieder auffüllt aus dem unerschöpflichen Vorrat, den 
ihm seine Thora bietet. 

Wir Juden Avollon uns auch stets boAvusst sein, dass in 
den Augen der Völker nicht unsere Kultimarbeit, die wir 
mit ihnen gemeinsam leisten, ihre Bewunderung erregen muss, 
da mögen sie mit Recht darauf hiuAveisen, dass viele Mcht- 
juden noch besseres geleistet haben, als Avir — Aber durch 


wen ist der Welt die Thora, durch Aven dio Lehre Yon dem 
einzig-einigen Gott und die Lehre höchster Sittlichkeit über¬ 
mittelt worden? Noch he^de :;lit wie A^or tausenden von 
J ahren das Wort im 5. Buch Moses, Kap. 4 Vers 6: „Und 
ihr sollt sie beobachten und ausführen. Denn sie ist eure 
Weisheit, sie eure Vernunft in den Augen derVölker, welche, 
wenn sie hören A^on all diesen Gesetzen, sprechen Averden: 
„Fürwahr ein Aveises und vernünftiges Volk ist dieses grosse 
Volk.“ 

Nur so ist der Missionsgedanke des Judentums zu er¬ 
fassen. -Nicht sollen wir als Missionare zu den Völkern 
gehen und ihnen predigen, dass sie vom Unrecht ablassen 
und sich zu unseren Anschauungen A^on Gerechtigkeit und 
Gottesverehrung bekehren — Gewinnung von Proselyten Hegt 
bekanntlich dem Judentum völlig fern —, sondern wir sollen 
eine Leben ihnen Awleben getreu xlen Vorschriften der Thora, 
das den höchsten Idealen der Sittlichkeit entspricht, und so 
„der Segen Averden für die Welt, dass diese ablässt A^on der 
GeAvalt, damit die Erlösung komme für die aus tausenden 
von Wunden glutende Gesamtmenschheit. 

j (Fortsetzung folgt.) 

Dr. med. Max Cahary. 


Schreiben des Jüdischen Volksrats Posen 
an die Redaktion des „Dziennik Poznaüski“ in Posen.*) 


Posen, den Q. Mai IQIQ. 

Sehr geehrter Herr Redakteur! 

ln den Nummern 97 und ^ 03 beschäftigt sich Ihre werte 
Zeitung mit der Judenfrage. Wir halten es zur Beseitigung 
Yon MissAwständnissen, die, wenn sie unwidersprochen bleiben, 
leicht zu Misshelligkeiten führen könnten, für geboten, auf 
die darin enthaltenen sachlichen Anschauungen ■— nicht 
allerdings auf die Verletzungen der guten Formen kurz 
einzugehen. 

Die VorAvürfe eines jüdischen Hakatismus sind gegenüber 
allen jüdischen Kreisen unbegründet. Die Juden, selbst eine 
unterdrückte Minderheit, sind stets — von A’-ereinzelten Aus- 
^nahmen abgesehen, für die die Gesamtheit nicht zur Ver- 
antAvortung gezogen Averden kann — für gleiches Recht und 
gleiche Freiheit eingetreten. So haben sie in ihrer Gesamt¬ 
heit gegen die Einführung des preussischen Enteignungs¬ 
gesetzes protestiert. 

Die Aufsätze beschäftigen ^ sich insbesondere mit uns na¬ 
tional gerichteten Juden. Das polnische Volk, das eben erst 
seine politische Selbständigkeit und nationale Freiheit Avdeder- 
erlangt hat, sollte für die Bestrebungen anderer Nationali¬ 
täten besonderes Verständnis zeigen, sollte unsere Bemühungen, 
unsere nationale Eigenart uns zu erhalten, richtig zu Avür- 
digen verstehen. Man sollte in den polnischen Kreisen nicht 
A^ergessen, — im Artikel A^om 3. Mai ist vom'NichtA^ergessen 
soAdel die Rede — dass der jüdische Nationalismus, gerade 
auch in unserem Lande stets volles Verständnis für fremden 
Nationalismus gezeigt hat. Die nationalen Juden in Posen 
waren es, die zu einer Zeit, als die preussische Unter¬ 
drückungspolitik am schärfsten Avütete, stets für die natio¬ 
nalen Rechte der Polen eingetreten sind. Wir dürfen z. B. 
auf Nr. 251 des Jahrgangs 1909 Ihrer w. Zeitung A^eiweisen, 


in der Sie selbst dies in eitiem Bericht über eine national¬ 
jüdische Versammlung in Posen lierA^orhoben. Wir dürfen 
darauf A^erweisen, dass gerade der Jüdische Volksrat den 
übertriebenen Zeitungsnachrichten uns fernstehender Blätter, 
gegen die Sie sich mit Recht Avenden, eiitgegengetreten ist. 
Gerade die nationale Gesinnung der Juden gebietet ihnen 
Achtung A^or den Rechten aller Nationalitäten; die rationalen 
Juden werden deshalb am meisten Verständnis für eine na¬ 
tionale Politik zeigen. Der jüdische Nationalismus ist übri¬ 
gens insofern A^on dem Nationalismus anderer Völker ver¬ 
schieden, als ihm jede Tendenz der Herrschaft A’^ollkommen 
fernliegt. Nichts liegt den Juden ferner, als in den Ländern, 
deren Staatsbürgerrechte sie geniessen, ihre Herrschaft aus¬ 
zubreiten und einen Staat im Staate zu bilden. * Nicht staat¬ 
liche Machtgelüste leiten uns, sondern nur das Bestreben, 
unsere national-kulturelle Eigenart zu erhalten. Wir wollen 
die selbständige Regelung unserer eigenen religiösen, kultu¬ 
rellen, geistigen, sozialen Angelegenheiten, den durch eine 
Autonomie gesicherten Schutz einer selbständigen VerAvaltung 
dieser Angelegenheiten. Die allgemeine Gleichberechtigung 
gewährt uns daneben die Möglichkeit, an der Politik und 
Wirtschaft des Staates auch den Anteil zu nehmen, den 
treue Staatsbürger an der Wohlfahrt der Gesamtheit haben, 
in deren Mitte sie leben. Eine Kollision zAvischen unseren 
nationalen Rechten und den staatsbürgerlichen Pflichten, die 
Avir gern erfüllen, und die aaui* auch als Rechte ansehen, ist 
nirgends gegeben. 

Wir bitten, diese unsere Anschauung zur Kenntnis Ihrer 
Leser zu bringen. 

Hochachtungsvoll 

Der geschäftsführende Ausschuss. 


*) A/ergl. Leitariikel. 
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Versamnilung der jüdischen Lehrer und Schulvorstände am 23. April 1919. 


Auf eine Anregung hin, welche bei der Provinzial-Tagung 
vom g. 4. er. gegeben wurde, hat der Jüdische Yolksrat auf 
den 23 - 4 * IQIQ jüdischen Lehrer und Vorstände der 
jüdischen Schulen iiu einer Besprechung nach Posen ein¬ 
geladen. Es hatten sich dazu 34 Vertreter der Schulvoi’- 
stände und G-emeinden eingefunden, und es wurden unter 
Leitung des Eechtsanwalts Dr. Galland alle zur Zeit 
schwebenden Fragen eingehend besprochen. In erster Linie 
handelte es sich darum, die Stellung der jüdischen Lehrer 
in denjenigen deutschen Schulen zu sichern, welche unter 
den veränderten politischen Verhältnissen als deutsche Schulen 
bestehen bleiben. Nach' Besprechung der Einzelfälle wurden 
bezüglich dieser Schulen folgende Leitsätze allgemein an¬ 
erkannt : Soweit zu befürchten ist, dass den jüdischen 
Lehrern ihr Amt gekündigt wird, ist zu prüfen, ob an dem 
betreffenden Ort früher eine jüdische Schule bestanden hat, 
und wenn dies der Fall ist, unter welchen Bedingungen sie 
von der Kommune übernommen wurde. Grundsätzlich ist 
daran festzuhalten, dass, wo auch nur die geringste Anzahl 
jtidischer Schulkinder vorhanden ist, ein jüdischer Lehrer 
beizubehalten ist, der einmal den jüdischen Kindern den 
Religionsunterricht und sodann allen Kindern den sonstigen 
wissenschaftlichen Unterricht erteilt. 

. Die jüdischen Lehrer, welche bisher bei paritätischen, 
jetzt aufgelösten Schulen tätig waren, sind zur Zeit be¬ 
schäftigungslos. Diese Lehrer müssen sich an den deutschen 
Dezernenten bei der Regierung in Posen wenden und ver¬ 
anlassen, dass die preussisehe Regierung ihnen gegenüber 
ihre gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen erfüllt, 
Im Anschluss hieran wird von Gerüchten erzählt, wonach 
die polnische Verwaltung beabsichtige, diejenigen Lehrer 
zwangsweise zu pensionieren, welche das Polnische nicht 
als Unterrichtssprache beherrschen. Demgegenüber wird 


darauf liingewiesen, dass nur die nationale Autonomie den 
Juden in Beziehung auf die Schule ihre Rechte vollkommen 
sichert und die angedeutete Gefahr vollkommen beseitigt. 

Bezüglich der Neugründung und Erhaltung jüdischer 
Schulen wird der Plan einer Einheitsschule mit 6 stufigem 
Unterbau eingehend erörtert. Insbesondere wird hervor¬ 
gehoben, dass sich die Stimmung auch bei den Juden all¬ 
gemein für die jüdische Schule immer mehr gebessert habe, 
sodass heute die Mehrheit der Juden aus Stadt und Land 
Posen die jüdische Schule für die Stadt wie für die Provinz 
als das erstrebenswerte Ziel ansieht. Da es erforderlich sei, 
dass die jüdische Schule besonders viel leiste, wird ein 
Ausschuss bestehend aus den Herren Brzezinski - Posen, 
Spier - Wongrowitz, Rynarzewski - Obersitzko, Hirschberg - 
Gnesen und Kuttner-Schokken gebildet, der Mittel und Wege 
finden soll, um unter Einhaltung des amtlichen Lehrplanes 
die Schüler so weit zu fördern, dass ihnen der Uebertritt 
in die höheren Stufen der Einheitsschule oder in die jetzt 
bestehenden höheren Schulen ohne weiteres möglich wird, 
ln der A^ersammlung herrschte über folgende Punkte voll¬ 
kommene Einigkeit: Die bestehenden jüdischen Schulen sind 
in jedem Falle aufrecht zu erhalten und es ist an die 
jüdischen Gemeinden zu apellieren, dass sie in ihrem eigenen 
Interesse und im Interesse des Gesamtjudentums die Auf- 
h’isung der jüdischen Schulen mit allen gesetzlichen Mitteln 
zu verhindern suchen. Zur Fortbildung der Lehrer nament¬ 
lich in den fremden Sprachen sollen in den nächsten Ferien 
in Posen Fortbildungskurse eingerichtet werden. 

Nach mehrstfmdiger Verhandlung wurde die Versammlung ge¬ 
schlossen. Die Teilnehmer gingen in dem Bewusstsein auseinan¬ 
der, dass die von , der Versammlung angenommenen Richtlinien 
die Erhaltung der jüdischen Scliulen und eine gedeihliche Existenz 
der jüdischen Lehrerer möglichen werden. Rechtsanwalt Manheim. 


Jüdische Genossenschaftsbank. 


Die „Jüdische Genossenschaftsbank“ ist gegründet und als 
Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht in das Register 
des Amtsgerichts Posen eingetragen worden. Diese Nachricht 
wird bei allen denen, die um das Wohl der jüdischen Handels¬ 
kreise im Lande Posen besorgt sind, freudige Zustimmung 
hervorrufen. Der Zweck des Unternehmens ist der Betrieb 
von Bankgeschäften zur Förderung des Erwerbs und der Wirt¬ 
schaft der Mitglieder durch Beschaffung der hierfür erforder¬ 
lichen Geldmittel. Es sollen also in weitestem Umfang mit Mit¬ 
gliedern und Nichtmitgliedern Bankgeschäfte gemacht werden, 
deren Zweck die Beschaffung von Kapitalien zur wirtschaftlichen 
Hebung und Unterstützung der Mitglieder ist und bleibt, 

Der Geschäftsanteil und zugleich die Haftsumme sind auf 
Mk. 500 .— festgesetzt, aber das Statut erlaubt es den Mit¬ 
gliedern bis Äu 20 Anteilen zu erwerben und damit ihren An¬ 
teil am Gewinn wie natürlich auch ihre Haftung zu verviel¬ 
fachen. Auf dem Geschäftsanteil muss jeder Genosse monat¬ 
lich mindestens Mk, 3.— einzahlen Das sind — neben dem Ein¬ 
trittsgeld von Mk. 6,— die einzigen unbedingten Verpflichtungen 
jedes Genossen. Wer aber mehrere Anteile übernimmt, darf nach 
gesetzlicher Vorschrift erst dann zu den weiteren Anteilen zu¬ 
gelassen werden, wenn er die vorhergehenden voll bezahlt hat. 
Die Vertretung der Genossenschaft liegt dem aus den Mit¬ 
gliedern bestehendem Vorstand ob, und seine Tätigkeit wird 
von dem Aufsichtsrat, zu dem neun Mitglieder gehören, ge¬ 
regelt und überwacht. Der Vorstand wird vom Aufsichtsrat 
auf 3 Jahre, der Aufsichtsrat auf dieselbe Zeit von der Gene¬ 
ralversammlung gewählt, jedoch scheiden von den Aufsichts¬ 
ratmitgliedern alljährlich drei aus. Der jetzige Aufsichtsrat 
hat ebenso wie der Vorstand die Geschäfte nur vorläufig über¬ 
nommen. Dar gesamte Aufsichtsrat ist nämlich statutenmässig 
nach Ablauf des Geschäftsjahrs 1919 neu zu wählen und die 
Vorstandsmitglieder werden bei Eröffnung des Betriebes durch 
geeignete Bankbeamte ersetzt jwerden. Die Mitglieder nehmen 
ihre Rechte in der Generalversammlung wahr. Hierfür be¬ 


stimmt das Statut, weil die Bank wesentlich mit der Mitglied¬ 
schaft des kaufmännischen und gewerblichen Mittelstandes 
rechnet, und dessen Einfluss auf die Leitung der Geschäfte 
nicht ausgeschlossen werden soll, dass jeder Genosse ohne 
Rücksicht auf die Zahl seiner Geschäftsanteile, nur eine Stimme 
hat. Die Generalversammlung wählt die Aufsichtsratsmitglie¬ 
der und beschliesst über die Verteilung des Reingewinnes, 
der, soweit er nicht für den Reservefonds oder für Abschrei¬ 
bungen usw. verwendet wird, an die Mitglieder n^ch dem 
Verhältnis ihrer Geschäftsguthaben zu verteilen ist. 

Vorstand und Aufsichtsrat haben gemeinschaftlich beschlossen, 
den Geschäftsbetrieb wegen der augenblicklichen politischen 
Verhältnisse, namentlich wegen der Gefahr, die einer Bank die 
Veränderung der Währung bringen kann, vorläufig nicht zu 
eröffnen: Aber wir ^nüssen gerüstet sein, die Bank, die wich¬ 
tigste Waffe im wirtschaftlichen Kampfe, jederzeit zu ge¬ 
brauchen, wenn es erforderlich wird. Sobald die Zeit es ge¬ 
bietet, muss die Bank als fertige Tatsache dastehen und täg¬ 
lich ihren Geschäftsbetrieb eröffnen können. Dazu brauchen 
wir die Unterstützung aller Kreise des Judentums. Es handelt 
sich nicht um ein „national-jüdisches‘‘ oder um ein „jüdisch- 
liberales‘‘ Werk. Wir wollen die Mithilfe der Juden nicht für 
einen Wohltätigkeitsverein, sondern zu einem geschäftlichen 
Unternehmen, das für alle Juden im Posener Lande segens¬ 
reich wirken^^soll. Wir gründen ein Bankinstitut, das allen 
Kreisen des jüdischen Handels und Gewerbes in gleicher Weise 
nützlich ist, das für die Juden, die unter veränderten politischen 
Verhältnissen den Boden ihrer Heimat nicht verlassen können 
oder wollen, das wirtschaftliche Rückgrat sein soll. Darum 
ergeht an alle Kreise des Posener Judentums die dringende 
Bitte und Mahnung: 

Zeichnet Geschäftsanteile der jüdischen 
Genossenschaftsbank! 

Rechtsanwalt Manheim, 
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Pressestimmen zur Ostjudenfrage. 


Aus den Friedensbedingungen. 

Eine Grenzkommission von 7 Mitgliedern der Polen und 5 
von Deutschland soll binnen 15 Tagen nach Unterzeichnung 
des Vertrages gebildet werden, um die Grenzen zu bestim¬ 
men. Besondere Bestimmung-en, welche nötig sind, 
um die Rassen- und religiösen Minoritäten zu 
stützen, sollen der Gegenstand einer Regelung zwi¬ 
schen den alliierten und assoziierten Regierungen 
einerseits und Polen andererseits sein. 

(Aus dem „Posener Tageblatt“ vom 11. 5. 19.) 

Der Zionismus auf der Sozialistenkonferenz. 

Das Kopenhagener Zionistische Bureau berichtet: 

Die in Amsterdam tagende Internationale Sozialistenkonfe¬ 
renz nahm mit allen gegen eine Stimme folgende Resolution 
an : 

„Die Internationale Sozialistenkonferenz erkennt den inter¬ 
nationalen Charakter der Judenfrage an und fordert in An¬ 
wendung des allgemeinen Grundsatzes von dem Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Völker ihre internationale Regelung auf folgen¬ 
der Grundlage ; 

1. Volle bürgerliche Gleichberechtigung in allen Ländern, 
gleiche Behandlung der jüdischen Bevölkerung in den vom 
Knege betroffenen Gebiäten beim Wiederaufbau, internationa¬ 
ler Schutz der Juden wie anderer nationaler Minoritäten gegen 
physische Verfolgung und wirtschaftliche Unterdrückung. 

2. Gleichberechtigung der Juden in Bezug auf freie Ein¬ 
wanderung und Ansiedelung in allen Ländetn. 

3. Nationale Selbstverwaltung auf Grund des Personalprin¬ 
zips, nationale Gleichberechtigung in Staat, Provinz und Ge¬ 
meinde für alle Juden in den Ländern mit jüdischer Massen- 
siedlung. 

4. Die Anerkennung des Rechtes des jüdischen Volkes auf 
Errichtung einer nationalen Heimstätte in Palästina und Schaf¬ 
fung der hierfür erforderlichen Bedingungen unter dem Schutz 
und der Kontrolle des Völkerbundes, dem auch die Wahrung 
der berechtigten Interessen der übrigen Bevölkerung des Lan¬ 
des obliegt. 

5. Vertretung des jüdischen Volkes im Völkerbund. 

Die Resolution des Bundes, welche erklärte, Palästina spiele 
keine Rolle, wichtig, sei ausschliesslich die Emanzipation des 
jüdischen Proletariats, wurde abgelehnt. 

Das jüdische Nationalkomitee in Paris. 

Wie das ,,Jüdische Korrespondenzbureau Zürich“ bereits ge¬ 
meldet hat, wurde in Paris ein jüdisches Nationalkomitee zur 
Sicherung der Rechte der Juden in der Diaspora gebildet. Es 
setzt sich aus Delegierten des amerikanisch-jüdischen Kon¬ 
gresses und der osteuropäischen jüdischen Nationalräte zusam¬ 
men. Den Vorsitz hat der amerikanische Zionistenführer Rich¬ 
ter Julian Mack übernommen. Zum Vizepräsidenten wurde 
der amerikanische Zionist Louis Marschall gewählt Weitere 
Mitglieder des Nationalkomitees sind Reich und Thon aus 
Polen, ß OSO ff aus Russland und Ussischkin aus der 
Ukraine. Zum Generalsekretär wurde Leo Motzkin bestimmt. 
Die Arbeiten werden von Kommissionen besorgt; die politische 
Kommission arbeitet unter dem Vorsitz von Nahum Sokolow. 

Französische Deputierte und Professoren für die 
nationalen Rechte der juden. 

Dem ,,Jüdischen Korrespondenzbureau Zürich“ wird aus 
Paris gedrahtet: Am 13. April veranstaltete die ,,Liga der Zio- 
uisttnfreunde“ in Paris ein Fest zu Ehren der Delegierten der 
Jüdischen Nationalräte. Anwesend waren hervorragende Per¬ 
sönlichkeiten der Politik und Wissenschaft, u. a. der National¬ 
ökonom Gide, der ehemalige Unterstaatssekretär der Marine, 
Deputierter Monzie, die Professoren der Sorbonne Vernes 
und Renoult, der Vizepräsident der Liga der Menschenrechte 
Herold und Deputierter Doizie. Nach Begriissung durch 
Braunstein beglückwünschte Vizepräsident Herold die Juden 
zur Wiedergewinnung Palästinas, Unterstaatssekretär Monzie 
sprach seine Sympathie für den Zionismus aus. Die Forderun¬ 
gen der Juden wurden von den Delegierten an dem jüdischen 
Nationalkomitee Yellin aus Palästina und Reich aus Galizien 
dargelegt. Der letztere zeigte, dass die Emanzipation der Juden 
nicht vollständig sein wird, wenn die jüdischen Massen, welche 
ausserhalb Palästinas bleiben müssen, der nationalen Minoritäts- 
rechte beraubt sind. Die anwesenden Politiker versprachen 
ihre Unter. Jützung. 


Wilson für den Schutz der nationdien Rechte 
der Juden. 

Wie das Stockholmer „Jüdische Pressebüro“ erfährt, hatte 
die von der Nationalrätekonferenz eingesetzte Kommission für 
die nationalen Rechte, deren Vorsitzender Julian Mack ist, 
eine Besprechung mit den amerikanischen Friedensdelegierten 
Lansing, White und General Bliss. Mars hall schilderte 
die Lage der Juden in Osteuropa und erklärte, dass sieben 
Millionen Juden schutzlos wären, falls nicht ihre Rechte durch 
die Friedenskonferenz sichergestellt werden. Lansing hörte 
aufmerksam zu und fragte, ob es wahr sei, dass die Juden in 
Polen eine unabhängige politische Partei begründet hätten. 
Mars hall erwiderte: Dies sei absolut notwendig. Lansing 
liess sich dann über die jüdisch-nationalen Wünsche informieren 
und erklärte, Wilson sei mit diesem Standpunkt völlig 
einverstanden und werde für die Verwirklichung 
dieser Forderungen arbeiten. ' 

provisorische Regelung der jüdischen Autonomie 
in Ostgdlizien. 

Dem Pressedienst der Delegation des Jüdischeii National¬ 
rates für Ostgalizien wird gemeldet. 

Auf Vorschlag des Jüdischen Nationalrates für Ostgalizien 
hat das ukrainische Staatssekretariat des Innern im Wege eines 
ErlassesV erordnungen an dieBezirkskommissariate herausgegeben. 
Das Staatssekretariat des Innern beabsichtigt auch demnächst 
eine Gesetzesvorlage über die Regelung der jüdischen Auto¬ 
nomie in der westukrainischen Volksrepublik einzubringen. 

Bis zu deren endgültigen Regelung im Gesetzeswege sind 
die staatlichen Bezirkskommissariate angewiesen worden, nach¬ 
stehende Richtungen einzuhalten : 

1. Den Bestrebungen der Juden zu politischer Organisation 
sind keine »i ndernisse in den Weg zu legen. 

2. Als Repräsentauz der Juden sind die bestehenden bereits 
gewählten oder auf Grund ihrer eigenen Wahlinstruktion erst 
zu wählenden Nationalräte zu betrachten, wobei die jüdischen 
Nationalräte ihre Wahlinstruktion den betreffenden Bezirks¬ 
kommissariaten zur Kenntnis zu bringen haben. 

3. Die Bildung dieser Räte ist eine ausschliesslich jüdische 
Angelegenheit, auf welche die Staatsbehörden keinerlei Ein¬ 
fluss nehmen dürfen. 

4. In zweifelhaften oder strittigen Fällen sind die Be¬ 
schwerdeführer an den jüdischen Nationalrat für Ostgalizien, 
als die höchste antonome jüdische Landesbehörde mit dem 
provisorischen Sitz in Stanislau zu weisen. 

5. Den jüdischen Ortsnationalräten, welche die AVahrung 
der Rechte und Erfüllung der Pflichten der bisherigen jüdi¬ 
schen Kultusgemeinde zur Aufgabe haben, steht, bezüglich 
der der jüdischen Bevölkerung auferlegten Steuern, im Sinne 
des österreichischen kaiserlichen Patents vom 20. April 1854 
Nr. 96 R. G. Bl. das Recht der polizeilichen Exekution zu. 

Jüdische Gemeindeautonomie in Ostgalizien. 

Dem Jüdischen Korrespondenzbureau in Zürich“ wird ge¬ 
meldet ; Der ukrainische Ministerrat hat ein neues Gesetz über 
die jüdi«che Autonomie beschlossen, auf Grund dessen die Lei¬ 
tung aller jüdischen kulturellen, philanthropischen, sanitären 
und anderen Institutionen binnen zwei Monaten den jüdischen 
Gemeinden übergeben wird. 

Gründung einer jüdisch-palästinensischen Transport¬ 
gesellschaft. 

Dem ,, Jüdischen Korrespondenzbureau Zürich“ wird aus Graz 
mitgeteilt : Um die Arbeit der Palästinaämter der zionistischen 
Weltorganisation zu ergänxen, wurde soeben eine jüdisch¬ 
palästinensische Transportgesellschaft mit dem Sitz in Wien und 
Graz gegründet, die die Beförderung von Personen und Gütern, 
nach Palästina übernehmen soll. Das Unternehmen, eine G. 
m. b. H., mit einem Gründungskapital von K. 500 000. — wird 
Organisationsstellen in den Gegenden der Emigration, wie 
Lodz, Warschau, Kiew, Krakau, Lemberg, in den Einschiffungs¬ 
und Ausschiffungshäfen errichten. Auskünfte und Subkrip- 
tionsmeldungen smd an die jüdisch-palästinensische Transport¬ 
gesellschaft G. m. b H. Graz, Griesplatz 11, zu richten. 
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Aus unserer Urkundenmappe. 


Bekanntgabe 

der Eintragung der GenolTenlchaftsbank. 

19 Gn. R. 152/2. 

In unser Genossenschaftsfegister ist heute unter Nr. 152 die 
Genossenschaft „Jüdische Genossenschaftsbank, eingetragene Ge¬ 
nossenschaft mit beschränkter Haftpflicht“ mit dem Sitze in Posen 
eingetragen worden. Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb 
von Bankgeschäften zum Zwecke der Förderung des Erwerbs und 
der Wirtschaft der Mitglieder durch Beschaffung der hierfür er¬ 
forderlichen Geldmittel. Die Haftsumme beträgt Mk. 500.—, die 
höchste zulässige Zahl der Geschäftsanteile 20. Vorstandsmitglieder 
sind die Kaufleute Benno Becher, Leo Kollenscher und Moritz 
Rothstein, sämtlich in P^sen. Die Satzung ist am 26 März 1919, 
ein Nachtrag dazu am 23. April 1919 errichtet^ Bekanntmachungen 
erfolgen in den Posener Neuesten Nachrichten durch den Vorstand 
in der Weise, dass zwei Mitglieder unter die Firma der Genossen¬ 
schaft ihre Unterschriften setzen, durch den Aufsichtsrat, indem 
der Vorsitzende oder sein Stellvertreter unrer die Firma d:r Ge¬ 
nossenschaft den Zusatz „Der Aufsichtsrat" und darunter seinen 
Namen setzt. Willenserklärungen und Zeichnungen erfolgen durch 
die gemeinschaftliche Namensunterschrift zweier Vorstandsmitglieder. 

Amtsgericht Posen, den 29. April 1919. 

Rundschreiben an die Synagogengemeinden und 
Vertrauensleute betreffend Wirtschaftsfragen, 

Posen, den 14. Mai 1919. 

Bei der Provinzial - Tagung des Jüdischen Volksrats am 
9. April 1919 in Posen, bei der 32 jüdische Gemeinden vertre¬ 
ten waren, sind wichtige Fragen wirtschaftlicher Natur zur 
Besprechung gekommen, die eine einheitliche Stellungnahme 
im Interesse des gesamten jüdischen Wirtschaftslebens in der 
Provinz wünschenswert erscheinen lassen. 

Um diese zu ermöglichen, genügt es nicht, dass Anregun¬ 
gen, Beschwerden und Meinungsäusserungen von Einzelkauf- 
leuten an uns gelangen. Bei der Verschiedenartigkeit der In¬ 
teressen örtlicher Art und innerhalb der einzelnen Geschäfts¬ 
zweige ist die Bildung von Wirtschaftsausschüssen in den Ge- ' 
meinden der Provinz unbedingt erforderlich. Hierbei ist dar¬ 
auf zu achten, /das> in diesen Ausschüssen möglichst alle am 
Platze vorhandenen wichtigen Geschäftszweige vertreten sind. 
Wir bitten Sie, auch in Ihrer Gemeinde baldigst 
einen solchen Wirtschaftsausschuss zn bilden und 
uns den Namen des Vorsitzenden mitzuteilen. 

Für die Tätigkeit der Wirtschaftsausschüsse liegt zur Zeit 
folgendes Material vor: 

1. Eintragung aller jüdischen Kaufleute ins Handelsregister. 

2. Stellungnahme zu der vorgeschlagenen Gründung von 
Eipkaufsgenossenschaften. 

3. Bericht über etwaige Missstände bei der Verteilung der 
der Zwangswirtschaft unterliegenden Waren, 

Bezüglich der ersten beiden Gegenstände verweisen wir Sie 
auf beifolgende Anlagen und bitten Sie,, uns Ihren Bescheid 
recht bald zukommen zu lassen. 

Hochachtungsvoll 

> Der geschäftsführende Ausschuss. Die Wirtschaftskommission. 

Anlage 1. 

Eintragung in das Handelsregister. 

Der schwere wirtschaftliche Kampf, der den Juden in unse¬ 
rer Provinz bevorsteht, zwingt die jüdische Kaufmannschaft, 
mit allen gesetzlichen Mitteln die hervorragende Stellung auf¬ 
recht zu erhalten, die sie bisher im Handel der Provinz Posen 
und in seiner amtlichen Vertretung, der Handelskammer, 
hatten. 

Es wird nun, wie uns berichtet wird, versucht, das zahlen- 
mässige Uebergewicht der Juden in der Handelskammer da¬ 
durch zu beseitigen, dass eine Menge kleiner nicht jüdischer 

Gewerbetreiben der bestimmt wird, ihre Firmen in das Handelsregis- 


^r einzutragen und damit Mitglied der Handelskammer zu werden. 
Dem muss entgegengetreten werden. Einegrosse Anzahl jüdischer 
Kaufleute in der Provinz, namentlich in kleinen Städten, hat 
kaufmännische Betriebe, die nach Art und Umfang weit über 
das Kleingewerbe hinausgehen. Diese Kaufleute scheuen sich 
vielfach, wegen der damit verbundenen Kösten die Anmeldung 
zum Handelsregister zu bewirken. Die Kosten der Eintragung 
sind jedoch ganz unbedeutend, und die Beiträge zur Handels¬ 
kammer betragen nur einen geringen Prozentsatz der staat- 
lichen Gewerbpteuer. Es wird auch von den eingetragenen 
Kaufleuten nicht etwa eine besonders schwierige Buchführung 
erfordert vielmehr nur die Führung von Büchern, die einen 
Ueberblick Uber den Geschäftsbetrieb geben, wie sie auch tat- 
sachl^h jeder Kaufmann führt. Andererseits aber geniessen 
die Kaufleute alle Vorzüge welche das Handelsgesetzbuch 
Kaufleuten zubilligt (go z. B erhöhte gesetzliche zfnsen, An¬ 
spruch auf Zinsen im weiteren Umfange als Nichtkaufleute 
erweitertes Zurückbehaltungsrecht u. s. w,). Diejenigen Kauf¬ 
leute, deren Geschäft nach Art und Umfang über das Klein¬ 
gewerbe hinausgeht, sind aber verpflichtet, ihre Eintragung 
in das Handelsregister zu bewirken Hierüber bitten wir 
dringend, die in Frage kommenden Handel,skreise zu beleb- 
ren und umgehend Listen einzusenden. 

A. der jetzt ins Handelsregister eingetragenen Kaufleute, 
werLnf”" zuständigen Amtsgericht festgestellt 

^ KmiHeute*^^° obigen Grundsätzen hoch einzutragenden 

h'“®’‘ des jetzigen Handelskammervor¬ 

standes und einer alsbaldigen Neuwahl zu rechnen ist, bitten 

mlf’ äusserst wichtigen Ange- 

legenheit Ihr besonderes Interesse zu widmen ^ 

Anlage 2. - 

F« .'^0"..Ej"*'aufs9enossenschaften. 

Grandung von Einkaufsgenossenschaften 
angeregt worden, da es feststeht, dass andere Handelskreise 
bestrebt sind, durch Gründung von Genos-senschaften den 
kaufmännischen Mittelstand zu stützen und des weiteren grosse 

Städfpn®® 7^ f“ schaffen, die in möglichst viel kfeinen 

btadten Zweigniederlassungen einrichten. Dadurch entsteht 
für die Juden die grosse Gefahr, dass die Konkurrenz, weil sie 
kapitalskraftiger ist, auch im Einkauf günstiger gestellt wird 
Dieser Gefahr sollen nun die jüdischen Einkaufsgenossenschaf¬ 
ten begegnen Es wird jedoch das grösste Gewicht darauf 
gelegt, dass der jüdische Kaufmann an sich vollkommen frei 
bleibt, sodass er auch bei Bestehen der Genossenschaft dort 

hesten^hält^“n ™ ^"Senblick .viditschaftlich für am 

besten halt. Daneben aber soll die Genossenschaft durch den 
Einkauf in grossen Mengen den jüdischen Kaufleuten die 
Möglichkeit b.eten die allgemein übliche Handelsware zu den¬ 
selben oder zu billigeren Preisen einzuKaufeil als es Ci der 
Konkurrenz der Fall ist. 

Es wurde vorgeschlagen, dass entweder für jeden Geschäfts 
zweig eine besondere Genossenschaft gegründet “Ld für die 
dann wieder eine Zentrale zu schaffendst, die mit der Jüdi 
sehen Genossens^aftsbank in Geschäftsverkehr bleibt • oder es 
soll eine einzige Genossenschaft gegründet werden die °n L'- 
Süte^n'zeHi.'^^“ Geschäftszlelgen geso„dert’e,"‘uCteCb; 

erwttht "" Einkaufsgenossen.schaften 

werdä^^®*^ ‘^'"''^"%®"o««enschaft gegründet 

Wir bitten den Beantwortungen .Jer obigen Fragen Be- 
grundungen beizugeben. ^ . 


1 darauf hin daß nach dem Befchluß der Provinzialtagung vom 9 Aoril 1Q1Q 

1 . Montag eines jeden Monats nachmittags 6 Uhr in unferen Gefchäftsräiimpn ^5^« 
^äftsführenden AuslchufTes ftattfindet, zu der die Gemeinden der Provinz die M 

fmd, Zutritt hüben. Belbndere Einludunjen ergehen nicht. Der"Sftrfrhre^S^^^^ 
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Mitteilungs^Blatt des Jüdisehen Volksrats 


Nr. 4/5 


zur 

Am 6. April 1919 hat die Repräfentanten- 
verfammlung der jüdifchen Synagogengemeinde 
Pofen folgenden Befchluß gefaßt: 

1 . Eine aus 5 Repräfentanten und 3 Vorftands^ 
mitgliedern beftehende Kommiffion einzu^ 
fefeen, die beauftragt wird, eine Änderung 
des ftatutarilchen Gemeindewahlrechts 
unter Einführung desVerhältniswahlfyftems 
vorzubereiten. 


den ausgearbeiteten Entwurf nach Friedens^ 
Ichluß und endgültiger Beftimmung des 
ftaats" und völkerrechtlichen Zuftandes der 
ProvinzPofen — fpäteftens im Auguftl919 — 
zu verabichieden, 

3. die Neuwahlen zur Repräfentanten •Ver- 
fammlung auf Grund des neuen Wahl" 
rechts vor Schluß des Jahres 1919 vorzu" 
nehmen. 


Einführung des Verhältniswahlrechts für die Wahl 
Repräsentanten -Versammlung. 

2 . 


Jüdischer Antisemitismus. 


Ein dunkles Blatt! Dass dieses widerwärtige Gespenst 
uns gerade in dieser schweren Zeit wieder einmal entgegen¬ 
tritt, ist besonders bitter. 

In den letzten Tagen ging uns von der Naczelna Kada 
Ludowa folgendes Schreiben zu, das in deutscher Ueber- 
setzung folgendermassen lautet: 

Das Kommissariat des Obersten Yolksrats. 

Posen, den 15. Mai IQIQ. 

J ü d i s c h e r Y 0 1 k s r a t 

HIER 

Aus jüdischen Kreisen erhalten wir Proteste, die Ihnen 
das Recht absprechen, im Kamen der hiesigen jüdischen 
Bevölkerung das Wort zu ergreifen. So wird uns u. a. 
folgendes geschrieben: 

,,Wir gestatten uns, ergebenst darauf hinzuweisen, dass 
der »Jüdische Yolksrat in Posen« eine reine private Yer- 
einigung ist, der keine Berechtigung zur Yertretung der 
Gesamtheit der in der Provinz Posen wohnenden Juden 


beiwohnt; die Yertretung der Interessen der jüdischen 
Gemeinden liegt deren auf Grundlage des Gesetzes be¬ 
stellten Organen (Yorstand und Repräsentanten-Yersamm- 
lung) ob.^^ 

Die Herren wollen hiervon Kenntnis nehmen. 

Das politische Dezernat am Obersten Yolksrat. 
gez. Janta v. Polczynski. 

Wir wissen der Naczelna Rada Ludowa Dank, dass sie 
uns zeigt, wo der Feind sitzt. Aber brennende Scham über 
die unverantwortlichen Brief Schreiber muss jeden erfüllen, 
der noch einen Funken jüdischen — nein, moralischen -— 
Gefühls sein eigen nennt. Seit Menöchengedenken haben 
jene Elenden, die den verwerflichsten Krieg führen, den es 
gibt, den Krieg gegen die eigenen Yolksgenossen, 
die Yerachtung aller gesitteten Elemente auf sich gezogen. 
So istA auch heute. Wir kennen die Briefschieiber nicht, 
nur das ^vissen wir: Yon ihnen trennt uns nicht ein Strich, 
sondern ,,eine weite, tiefe Kluft. C/z. 


Schluss des redaktionellen Teiles. 


Agudäs-jisroel lugend-Organifotion, Ortsgruppe Pofen. 

Lehrkurfe (Schiurim) im Sommer-Semefter 5679. 

A. ]. Mädchen - Gruppe. 


lüdifcher Fortbildungsverein Lefchaun Limmudim. 

Sonntag Vorm. 9—10 

Einführung in 
untere Gebete 

B. Stern 


„ 10-11 

Dinim 

A. Rzeszewski 

jz 

0 

12-1 

Bücherwechfel und Auslage 

B 

der Zeitlchriften 

0 

? . 

Montag Nachm. 6—7 

Milchnah 

A. Rzeszewski 

» 7—8 

Schulchan Ariich 
joreh Deah 

Rabb. Dr. Freimann 

t/) ^ 

Donnerstag Nm. 6—7 

Milchnah 

A. Rzeszewski 

CO . 

7—8 

Sonnabend Vm. 9 V 2—11 

Rambam 

Rabb. Dr. Silberberg 


Gemoroh 

S. Vogelsdorff 

<0 e 

„ „ 11—12 

Milchnah 

S. Vogelsdorff 

< 1 ! ^ 

,, Nm. 4 -5 

Tduroh 

B. Stern 


Werktäglich Vm. 7 

Mi Ichnah-Vortra g 

B. Stern 

0 

Agadi 

fcher Vortrag. 

la 

Mittwoch Nm. 7 V 4—8 'A 

1 Ausgewählte 

1 Midralchim j 

Rabb. Dr. Silberberg 

1 


Hebräifche Spra 

ch k u r fe. 


Montag Nachm. 7—8 
Mittwoch „ 7—8 

1 für Anfänger 

Herr H. Nelken 

Schuh¬ 

macher 

Str.lO 

Sonntag „ 4—5 

Dienstag „ 7—8 

( Konverf.-Kurfe 

1 f.Fortgelchr. 

Herr jef. Segall 

Beth 

Schlo- 

moh 


Sonnabend Vm. 11—12 
„ Nm. 3V4-5 

» 5-6 

Sonntag Vorm. 11—12 
Montag Nachm. 8—9 
3—4 

Donnerstag „ 3—4 

Montag „ 7—8 

Mittwoch „ 7—8‘ 

Donnerstag „ ö'/a—7‘/2 


Haftduraus 
Sidrakurfus 
Chailrew (Hirlch) 
Tauroh 

Entfteh. d- Sidur 


Herr P. Pleßner 
Fräulein Hirlchfeld 
H.Rabb.Dr.preiraann 
Herr Dr. l. Cobliner 
Rabb. Dr. Silberberg 

Sprachkurfus H. Nelken 


! 

I Sprachkurfus H. Nelken 
Sanitätskurfus 1 Dr. Gluskinos 


Jüdifcher Wanderbund „Esrei“. 

Fahrten, Heimraften, Spielnachmittage allwöchentlich für 
fämtlidie 3 Knaben- und 3 Mädchen-Gruppen. Näheres durch 
Anlchlag bei A. Rzeszewski, Alter Markt 80. 


Zu allen Veranftaltungen find Gälte willkommen Auch 
die Benu^ung der Bücherei ift unentgeltlich für jedermann frei. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Rechtsanwalt Dr. Chone, Posen. Für den Anzeigenteil verantwortlich: Leo Eisig, Posen. 

Druck D. Goldberg, Posen. 
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Kaufhaus Kocheim 

S SCHLOSS-STR. 4 S 

S Kinderbetten S 

S Eiserne Bettstellen S 

S Matratxen = 

g BETTFEDERN. S 

änilllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllliliiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiH 

3 acob iRppel • Pofen 

ODilbelraftrolBc 5 

l>tMnfc|]ren n lEolonfaltoacm 

UDefnc ^ ^pfdUiofcn 

^pe^lalobtcilung fß c fein)iß ^onfitucen. 

(S)(S)®(S)(q)(q)(q)(5)(5)(q)(S)(q)(S)(5)(q)(5)(S)(S)(5)(q) 

Drogen-Handlung 

B. MARCUS, POSEN 

MARKTSTRASSE 

zwischen Alter Markt u. Friedrichstr. 

:: TELEPHON No. 3574. :: 

Kerzen - Seifen - Stofffarben 


David Lubinski 

Fcrnsprcdjer 2926 Posen Wronkerstrasse 24 

Herren- u. Knabcn»Konfektion 

en gros. 


i R. Abüabam 

o 

I Pofen IC Bücitcßüaße 21 

I Mützen sjfabtJtR ^ fiateengtios. 

< 5 Xc>( 5 Xc)SXc)< 5 X©(dXc)SX©{ 5 Xc>SXc)( 5 X^< 5 Xö( 5 Xc) 6 Xc)( 5 ??:c )0 


(Q)(5)(a)l(3)(S)(Q)l(Q)(5)(5)l(S)(S)(a)i(Q)(Q)(S)(Q)' 

I Julius Radt/Posen | 

^ Breite Strasse 13 

@ 

(§ 

(§ 


Herren- und Knaben- 
Konfektion en gros. 

Fernruf Nr. 1455. 
©(2)®1(2)C2)(2)I(2)(2)C2)IC2)©(2)1®(2)(S)(2)' 


© 

© 

© 

© 

© 

© 

© 

© 

© 

© 

© 



Sdireibmasdimeii- g 

Briefpapiere s 

D urchs ctüagp apiere = 
Kofüepaplere g 

Farbb^ncier* = 

^ontinent^- Sciireibmasclmi.eii.. § 

Alleinvertrieb der Wandererwerke :== 

Schreibmaschinen - Reparaturen 

^rvifelfälligun.asapuaifatft-Biirinhw day f g 

Werkstätten (urBudi-uSteindruck-BudibindereL ^ 


ira nm i nnri i i i rr n m i i i i rr 


KONDITOREI UND KAFFEE 

L. HIRSCHLIK 


FRIEDRICHSTR. 33 


FERNRUF Nr. 1981. 


rDDmjiJU i I 


Gegründet 

1896 


Königsplatz 

Nr. 9 


J. LEWIN POSEN 

Getreide s Saaten 
Commissionen. 


Femsprech. 
Nr. 3523 


Schilessfach 

Nr. 17. 


sofortigen Antritt CID Cultusbeamter 

der Schochet, Baikore und Baltokea sein muß, gesucht. 
Festes Gehalt 2400 Mark. Freie Vierzimmer- 
wohnung mit Nebengelaß. Außerdem nicht un¬ 
beträchtliche Nebeneinnahmen. Bewerbungen 
nimmt entgegen 

Der Vorstand d. Synagogemeinde zu Schwersenz 


Wohnungs- 

Einrichtungen 

in jeder Preislage. 

Dagobert David Nachflg. 

Posen, Wronkerstr. 1/2. 



















































Juden in Stadt und PtoDin 3 

fd)Ue§t 6 uc^ dem 3 üdifcl)cnX>olf 0 rQt an! 

6r l)Qt und tokd Cure 9^ed)te u.3ntercffen mit Cuergic ucrtreteu. 

^nd'eä&Säct Pofen, 33erlinet(lra§e 5 “ ^etnfptecbenTse 

‘Bücoftundcn: QDod)enta98 (aujßcc Sonnabends) 9—1 norm., 3 —öQl^c nnc^m., Sonnt. ll—1 Ql^r. 






PHILIPF-'-BUCHHANDLUNG • POSEN 


BERLINERSTR.19 


BÜCHER 


6 RAPHIK 


I 33. Jlbral^am | 

|7 7 Pf 0 ‘^^O 5 Ot| 

I Pofen, Jllter OQIartt 38/39. | 

^( 5 ^TrS( 5 rfrS( 5 ^Tr 0 < 5 ^rr 0 ( 9 X©(DXS 6 TTrc)( 5 TTrs< 5 ^T? 067 <©< 5 XS(DrT^SX© 


Albert Katz ® Posen 

' Kurz-, Weiss-u. Wollwaren 

V 

Trikotagen engros. 

Alter Markt 80/82 0 Fernsprecher 2599. 


glllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllH 

i: 

:i=.r-:,V ■ .; .. .-rr-.-;-:- . -t- - 

1 OSKAR SCHWARZ | 


^ofßuliaunt Sc Clo., Pofe« 

i POSEN i 


^Itcjr ^o. 49 ©elepljon ^o. 2559 

S BERLINERSTR. 16. = 

§ FERNRUF No. 1926. ^ 


Puir^-, pietp-, piolltuaro« - Clroßl|ajtblttng 



1 EEEGANTER DAMENPUTZ | 


Pääfdjo^abrtk 

liiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin^^ 

1 

—-»-—Hi,; -. . 


L Jacobowitz 

Posen, Berlinerstrasse 5. 

Mode-Waren und 
Damen-Confektion 



u. SDoUmaren. 

80/82 ^ofen gernfprcd^cr 2113 


Yerantiförtlicher Schriftleiter: Rechtsanwalt Di\ Chone, Posen. Für den Anzeigenteil verantwortlich: Leo Eisig, Posen. 

Druck Ton D. Q-oldberg, Posen. 





















































